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Entwurf 

 

 

 

Gesetz, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird 

 

 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

 

Artikel I 

   

Die Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, zuletzt geändert durch das Gesetz  

LGBl. für Wien Nr. 38/2008, wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 7 Abs. 2 Z 13 wird die Wortfolge „Mitarbeitervorsorgekasse (MV-Kasse)“ durch die Wortfolge 

„Betrieblichen Vorsorgekasse (BV-Kasse)“ ersetzt.

 

2. § 39e Abs. 1 lautet: 

  „(1) Dienstnehmer und Dienstgeber können ab Beginn des zweiten Dienstjahres eine Bildungskarenz  

gegen Entfall des Arbeitsentgeltes für die Dauer von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr vereinbaren. 

Eine neuerliche Bildungskarenz kann frühestens nach dem Ablauf von vier Jahren ab dem Antritt der letzten 

Bildungskarenz (Rahmenfrist) vereinbart werden. Die Bildungskarenz kann auch in Teilen vereinbart werden, 

wobei die Dauer eines Teils mindestens drei Monate zu betragen hat und die Gesamtdauer der einzelnen Teile 

innerhalb der Rahmenfrist, die mit Antritt des ersten Teils der Bildungskarenz zu laufen beginnt, ein Jahr nicht 

überschreiten darf. Bei der Vereinbarung über die Bildungskarenz ist auf die Interessen des Dienstnehmers und 

auf die Erfordernisse des Betriebes Rücksicht zu nehmen. In Betrieben, in denen ein für den Dienstnehmer zu-

ständiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen beizuziehen.“ 

 

3. Nach § 39e Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

  „(1a) Dienstnehmer und Dienstgeber können eine Bildungskarenz für die Dauer von mindestens drei Monaten 

bis zu einem Jahr auch in einem befristeten Dienstverhältnis in einem Saisonbetrieb (§ 156 Abs. 6) vereinbaren, 

sofern das befristete Dienstverhältnis ununterbrochen drei Monate gedauert hat und jeweils vor dem Antritt  

einer Bildungskarenz oder einer neuerlichen Bildungskarenz eine Beschäftigung zum selben Dienstgeber im 

Ausmaß von mindestens einem Jahr vorliegt. Zeiten von befristeten Dienstverhältnissen zum selben Dienstgeber, 

die innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren vor Antritt der jeweiligen Bildungskarenz und gegebenenfalls 

nach Rückkehr aus der mit diesem Dienstgeber zuletzt vereinbarten Bildungskarenz liegen, sind hinsichtlich  

des Erfordernisses der Mindestbeschäftigungsdauer zusammenzurechnen. Abs. 1 vorletzter und letzter Satz  

sind anzuwenden.“ 



 2

4. In den §§ 39j Abs. 1, 4 und 5 sowie 39l Überschrift, Abs. 1 bis 3, 3b und 4 wird jeweils der Begriff  

„MV-Kasse“ durch den Begriff „BV-Kasse“ und in § 39o der Begriff „MV-Kassen“ durch den Begriff  

„BV-Kassen“ ersetzt. 

 

5. § 39j Abs. 1a lautet: 

  „(1a) Der Dienstnehmer hat für die Dauer einer mit einem Rechtsträger nach § 8 Abs. 1 des Zivildienst- 

gesetzes 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, abgeschlossenen  

Vereinbarung nach § 7a ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, gegen 

diesen als Dienstgeber, allenfalls nach § 39k Abs. 5 gegen den Familienlastenausgleichsfonds (FLAF)  

Anspruch auf eine Beitragsleistung nach diesem Gesetz an die vom Rechtsträger ausgewählte BV-Kasse.“ 

 

6. Der bisherige § 39j Abs. 1a erhält die Absatzbezeichnung „(1b)“ und wird in diesem der Begriff „MV-Kasse“ 

durch den Begriff „BV-Kasse“ ersetzt. 

 

7. § 39k samt Überschrift lautet: 
„Beitragsleistung in besonderen Fällen 

  § 39k.  (1) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach  

den §§ 19, 37 bis 39 des Wehrgesetzes 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt geändert durch das Gesetz  

BGBl. I Nr. 17/2008, bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch  

den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe des Kinderbetreuungsgeldes 

gemäß § 3 Abs. 1 des Kinderbetreuungsgeldgesetzes (KBGG), BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch  

das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007. Dies gilt nicht für den zwölf Monate übersteigenden Teil eines Wehrdienstes 

als Zeitsoldat gemäß § 19 Abs. 1 Z 5 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  

Nr. 17/2008, eines Auslandseinsatzpräsenzdienstes gemäß § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, oder eines Ausbildungsdienstes. In den Fällen des § 19 Abs. 1  

Z 6, 8 und 9 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, hat der Dienst-

nehmer für einen zwölf Monate übersteigenden Teil Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Bund in  

derselben Höhe; die Beiträge sind vom Bund im Wege der Versicherungsanstalt öffentlicher Bediensteter in  

die BV-Kasse seines bisherigen Dienstgebers zu leisten. 

  (2) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Zivildienstes nach § 6a sowie für die Dauer des  

Auslandsdienstes nach § 12b ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008,  

bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Höhe 

von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 erster Satz. 

  (3) Für die Dauer eines Anspruchs auf Krankengeld nach dem ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert 

durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, hat der Dienstnehmer bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis  

Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH einer fiktiven Bemessungs-

grundlage. Diese richtet sich nach der Hälfte des für den Kalendermonat vor Eintritt des Versicherungsfalles 

gebührenden Entgelts. Sonderzahlungen sind bei der Festlegung der fiktiven Bemessungsgrundlage außer  

Acht zu lassen. 

  (4) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld nach dem ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert 

durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, hat die Dienstnehmerin bei weiterhin aufrechtem Dienstsverhältnis 

Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH einer fiktiven Bemessungs-
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grundlage in Höhe eines Monatsentgeltes, berechnet nach dem in den letzten drei Kalendermonaten vor dem 

Versicherungsfall der Mutterschaft (§ 120 Abs. 1 Z 3 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008) gebührenden Entgelt, einschließlich anteiliger Sonderzahlungen, es sei denn,  

diese sind für die Dauer des Wochengeldbezuges fortzuzahlen. Bei einem neuerlichen Eintritt eines Beschäfti-

gungsverbotes nach § 95 

 1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz nach diesem Gesetz im selben Dienstverhältnis  

oder 

 2. nach einer Beschäftigung im selben Dienstverhältnis zwischen einer Karenz und dem neuerlichen  

Beschäftigungsverbot nach § 95, die kürzer als drei Kalendermonate dauert, oder 

 3. nach einer Beschäftigung in einem Dienstverhältnis, das nach der Beendigung des karenzierten  

Dienstverhältnisses und vor dem neuerlichen Beschäftigungsverbot begründet worden ist, die kürzer  

als drei Kalendermonate dauert, 

ist als Bemessungsgrundlage das für den Kalendermonat vor dem Beschäftigungsverbot, das dieser Karenz  

unmittelbar vorangegangen ist, gebührende Monatsentgelt (berechnet nach dem ersten Satz), im Fall der Z 3  

das für den letzten Kalendermonat vor dem Eintritt des neuerlichen Beschäftigungsverbotes gebührende volle 

Monatsentgelt heranzuziehen. 

  (5) Für Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges hat der Dienstnehmer oder der ehemalige Dienstnehmer,  

wenn der Zeitraum zwischen dem Beginn des Kinderbetreuungsgeldbezuges und dem Ende des letzten diesem 

Gesetz oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften unterliegenden Dienstverhältnis nicht mehr als 

drei Jahre beträgt, Anspruch auf eine Beitragsleistung zu Lasten des FLAF in Höhe von 1,53 vH des jeweils 

nach § 3 Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007, nach  

§ 5a Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007, oder nach  

§ 5b Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007, bezogenen 

Kinderbetreuungsgeldes. 

  (6) Für die Einhebung der Beiträge nach Abs. 1 bis 5 ist § 39j Abs. 1 bis 1b anzuwenden.“ 

 

8. § 39m lautet: 

  „§ 39m.  (1) Der Beitrittsvertrag ist zwischen der BV-Kasse und dem beitretenden Dienstgeber abzuschließen. 

  (2) Der Beitrittsvertrag hat insbesondere zu enthalten: 

 1. die ausgewählte BV-Kasse; 

 2. Grundsätze der Veranlagungspolitik; 

 3. die näheren Voraussetzungen für die Kündigung des Beitrittsvertrages; 

 4. die Höhe der Verwaltungskosten gemäß § 29 Abs. 2 Z 5 des Betrieblichen Mitarbeiter- und 

Selbständigenvorsorgegesetzes – BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das  

Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007; 

 5. die Meldepflichten des Dienstgebers gegenüber der BV-Kasse; 

 6. eine allfällige Zinsgarantie gemäß § 24 Abs. 2 BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert  

durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007; 

 7. alle Dienstgeberkontonummern des beitretenden Dienstgebers; 

 8. Art und Berechnungsweise der Barauslagen, die die BV-Kasse gemäß § 26 Abs. 3 Z 1 BMSVG,  

BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, verrechnen darf.“ 
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9. § 39n samt Überschrift lautet: 

„Beendigung des Beitrittsvertrages und Wechsel der BV-Kasse 

   § 39n.  (1) Eine Kündigung des Beitrittsvertrages durch den Dienstgeber oder durch die BV-Kasse oder 

einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages ist nur rechtswirksam, wenn eine Übertragung der Ab-

fertigungsanwartschaften auf eine andere BV-Kasse sichergestellt ist. Die Kündigung oder einvernehmliche 

Beendigung des Beitrittsvertrages kann rechtswirksam nur für alle von diesem Beitrittsvertrag erfassten 

Anwartschaftsberechtigten gemeinsam erfolgen. 

  (2) Die Kündigung oder einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages darf nur mit Wirksamkeit zu dem 

Bilanzstichtag der BV-Kasse ausgesprochen werden. Die Frist für die Kündigung des Beitrittsvertrages beträgt 

sechs Monate. Die einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages wird frühestens zum Bilanzstichtag der 

BV-Kasse wirksam, der zumindest drei Monate nach der Vereinbarung der einvernehmlichen Beendigung des 

Beitrittsvertrages liegt. 

  (3) Die Übertragung der Abfertigungsanwartschaften auf die neue BV-Kasse hat binnen fünf Werktagen  

nach Ende des zweiten Monats nach dem Bilanzstichtag der BV-Kasse zu erfolgen, wobei zu diesem Monats-

ende eine Ergebniszuweisung unter Berücksichtigung einer allfälligen Garantieleistung gemäß § 24 BMSVG, 

BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, vorzunehmen ist. Nach Über-

tragung hervorkommende, noch zu diesen Abfertigungsanwartschaften gehörige Beträge sind als Nachtrags-

überweisung unverzüglich auf die neue BV-Kasse zu übertragen. Ab dem Bilanzstichtag sind die Abfertigungs-

beiträge unabhängig davon, ob sie noch vor dem Bilanzstichtag gelegene Monate betreffen, an die neue  

BV-Kasse zu überweisen. 

  (4) § 39l Abs. 1 bis 3 ist auf einen Wechsel der BV-Kasse (Abs. 1), der auf Verlangen des Dienstgebers, des 

Betriebsrates oder in Betrieben ohne Betriebsrat eines Drittels der Dienstnehmer erfolgt, anzuwenden.“ 

 

10. § 39p lautet: 

  „§ 39p.  (1) Der Anwartschaftsberechtigte hat bei Beendigung des Dienstverhältnisses gegen die BV-Kasse 

Anspruch auf eine Abfertigung. 

  (2) Der Anspruch auf eine Verfügung nach § 39r Abs. 1 über die Abfertigung besteht nicht bei Beendigung  

des Dienstverhältnisses 

 1. durch Kündigung durch den Anwartschaftsberechtigten, ausgenommen bei Kündigung während einer  

Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 26j, 26k, 26q sowie 104, 104a oder 104g, 

 2. durch verschuldete Entlassung, 

 3. durch unberechtigten vorzeitigen Austritt oder 

 4. sofern noch keine drei Einzahlungsjahre (36 Beitragsmonate) seit der ersten Beitragszahlung gemäß § 39j 

oder § 39k nach der erstmaligen Aufnahme der Erwerbstätigkeit im Rahmen eines Dienstverhältnisses oder 

der letztmaligen Verfügung (ausgenommen Verfügungen nach § 39r Abs. 1 Z 2 oder Z 3 oder Abs. 3) einer 

Abfertigung vergangen sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k sind zusammenzurechnen, unabhängig 

davon, ob sie bei einem oder mehreren Dienstgebern zurückgelegt worden sind. Beitragszeiten nach § 39j 

oder § 39k aus zum Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs weiterhin aufrechten Dienstverhältnissen 

sind nicht einzurechnen. Für Abfertigungsbeiträge auf Grund einer Kündigungsentschädigung, einer Er- 

satzleistung gemäß § 72 oder auf Grund eines gemäß § 21 fortgezahlten Entgelts sind als Beitragszeiten  
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auch Zeiten nach der Beendigung des Dienstverhältnisses in dem sich aus § 11 Abs. 2 ASVG, BGBl.  

Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, ergebenden Ausmaß anzurechnen. 

  (3) Die Verfügung über diese Abfertigung (Abs. 2) kann vom Anwartschaftsberechtigten erst bei Anspruch  

auf Verfügung über eine Abfertigung bei Beendigung eines oder mehrerer darauf folgender Dienstverhältnisse 

verlangt werden. 

  (4) Die Verfügung über die Abfertigung kann, sofern der Dienstnehmer in keinem Dienstverhältnis steht,  

jedenfalls verlangt werden 

 1. nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzeitige Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsver-

sicherung oder nach Vollendung des 62. Lebensjahres (Korridorpension nach § 4 Abs. 2 des Allgemeinen 

Pensionsgesetzes (APG), BGBl. I Nr. 142/2004, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 31/2007), 

wenn dieses Anfallsalter zum Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses niedriger ist als das  

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes oder 

 2. ab der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes (Zeitpunkt der Zustellung des 

rechtskräftigen Bescheides) oder 

 3. wenn für den Dienstnehmer seit mindestens fünf Jahren keine Beiträge nach diesem Gesetz oder gleich-

artigen österreichischen Rechtsvorschriften zu leisten sind. 

  (5) Besteht bei Beendigung eines Dienstverhältnisses, das nach Inanspruchnahme einer Eigenpension aus einer 

gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen 

Wirtschaftsraumes begründet wurde, Anspruch auf eine Abfertigung, kann nur noch eine Verfügung nach § 39r 

Abs. 1 Z 1 oder 4 über die Abfertigung verlangt werden, ohne dass die in Abs. 2 festgelegten Voraussetzungen 

für die Verfügung über die Abfertigung vorliegen müssen. Gleiches gilt bei Beendigung eines geringfügigen 

Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 5 Abs. 2 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 120/2008, nach der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus einer gesetzlichen Pensionsver-

sicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes,  

das vor diesem Zeitpunkt begründet wurde. 

  (6) Der Anwartschaftsberechtigte hat die von ihm beabsichtigte Verfügung über die Abfertigung der BV-Kasse 

schriftlich bekannt zu geben. Darin kann der Anwartschaftsberechtigte die BV-Kasse weiters beauftragen, auch 

die Verfügungen im Sinne des § 39r Abs. 1 über Abfertigungen aus anderen BV-Kassen zu veranlassen.“ 

 

11. § 39q lautet: 

  „§ 39q.  (1) Die Höhe der Abfertigung ergibt sich aus der Abfertigungsanwartschaft zum Ende jenes Monats, 

zu dem ein Anspruch gemäß Abs. 2 fällig geworden ist, einschließlich einer allfälligen Garantieleistung gemäß  

§ 24 BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, bei Verfügung 

gemäß § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 oder Abs. 3. 

  (2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgenden Kalendermonates nach der Geltendmachung des An-

spruchs gemäß § 39p Abs. 6 fällig und binnen fünf Werktagen entsprechend der Verfügung des Dienstnehmers 

nach § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 zu leisten, wobei die Frist für die Fälligkeit frühestens mit dem Ende des Tages 

der Beendigung des Dienstverhältnisses oder der sich aus § 39p Abs. 4 oder § 39r Abs. 3 erster Satz ergebenden  
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Zeitpunkte zu laufen beginnt. Nach Verfügungen gemäß § 39r Abs. 1 Z 1, 3 und 4 oder Auszahlungen nach  

§ 39s Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes 1984 – LAG, BGBl. Nr. 287, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 82/2008, hervorkommende, noch zu dieser Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge sind als Nachtrags-

zahlung unverzüglich fällig. 

  (3) Der Anwartschaftsberechtigte kann die BV-Kasse einmalig anweisen, die Durchführung von Verfügungen 

nach § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 oder Abs. 3 ein bis sechs ganze Monate nach Fälligkeit vorzunehmen. An eine 

solche Anweisung ist die BV-Kasse nur dann gebunden, wenn sie spätestens 14 Tage vor Fälligkeit gemäß  

Abs. 1 bei ihr einlangt. Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im Rahmen der Veranlagungsgemeinschaft 

weiter zu veranlagen. Mit dem Ende des letzten vollen Monats des Aufschubzeitraumes ist eine ergänzende 

Ergebniszuweisung vorzunehmen.“ 

 

12. § 39r lautet: 

  „§ 39r.  (1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Anwartschaftsberechtigte, ausgenommen in  

den in § 39p Abs. 2 genannten Fällen, 

 1. die Auszahlung der gesamten Abfertigung als Kapitalbetrag verlangen; 

 2. die gesamte Abfertigung bis zum Vorliegen der Voraussetzungen des § 39s Abs. 3 LAG, BGBl. Nr. 287, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2008, weiterhin in der BV-Kasse veranlagen; 

 3. die Übertragung der gesamten Abfertigung in die BV-Kasse des neuen Dienstgebers verlangen; 

 4. die Überweisung der gesamten Abfertigung 

 a) an ein Versicherungsunternehmen, bei dem der Dienstnehmer bereits Versicherter im Rahmen einer be-

trieblichen Kollektivversicherung (§ 18f des Versicherungsaufsichtgesetzes – VAG, BGBl. Nr. 569/1978, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 70/2008) ist oder an ein Versicherungsunternehmen  

seiner Wahl als Einmalprämie für eine vom Anwartschaftsberechtigten nachweislich abgeschlossene  

Pensionszusatzversicherung (§ 108b des Einkommensteuergesetzes 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 85/2008) oder 

 b) an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskassengesetzes - PKG, 

BGBl. Nr. 281/1990, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2007, bei der der Anwartschafts-

berechtigte bereits Berechtigter im Sinne des § 5 PKG, BGBl. Nr. 281/1990, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 107/2007, ist, als Beitrag gemäß § 15 Abs. 3 Z 10 PKG, BGBl. Nr. 281/1990, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2007, 

 verlangen. 

  (2) Gibt der Anwartschaftsberechtigte die Erklärung über die Verwendung des Abfertigungsbetrages nicht 

binnen sechs Monaten nach Beendigung des Dienstverhältnisses oder nach den sich aus § 39p Abs. 4 Z 1  

oder 3 ergebenden Zeitpunkten ab, ist der Abfertigungsbetrag weiter zu veranlagen. Im Fall eines innerhalb  

der Verfügungsfrist eingeleiteten arbeitsgerichtlichen Verfahrens über abfertigungsrelevante Umstände  

(etwa Entgeltansprüche oder die Art der Beendigung des Dienstverhältnisses) kann der Dienstnehmer entweder 

innerhalb der Frist nach dem ersten Satz oder innerhalb von sechs Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft  

des Gerichtsurteils verfügen. 
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  (3) Der Anwartschaftsberechtigte kann, auch wenn die Voraussetzungen für eine Verfügung über die Ab-

fertigung nicht vorliegen (§ 39p Abs. 2), sowie nach einer Verfügung nach Abs. 1 Z 2 (abweichend von Abs. 2) 

eine Verfügung über die gesamte Abfertigung in der jeweiligen BV-Kasse im Sinne des Abs. 1 Z 3 verlangen, 

wenn die Abfertigungsanwartschaft seit der Beendigung des Dienstverhältnisses mindestens drei Jahre bei-

tragsfrei gestellt ist. Die Verfügung kann nach dem Ablauf der Dreijahresfrist vorgenommen werden.“ 

 

13. Nach § 39u wird folgender § 39v samt Überschrift eingefügt: 

„Freie Dienstverhältnisse 

  § 39v. Die §§ 39j bis 39r gelten auch für freie Dienstverhältnisse im Sinn des § 4 Abs. 4 ASVG, BGBl.  

Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, für freie Dienstverhältnisse von gering-

fügig beschäftigten Personen gemäß § 5 Abs. 2 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 120/2008, sowie für freie Dienstverhältnisse von Vorstandsmitgliedern im Sinne des § 4 Abs. 1  

Z 6 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, die auf einem  

privatrechtlichen Vertrag beruhen mit der Maßgabe, dass 

 1. an die Stelle der Begriffe „Dienstnehmer“, „Dienstverhältnis“ die Begriffe „freier Dienstnehmer“,  

„freies Dienstverhältnis“ treten, 

 2. die §§ 39j Abs. 2, 39l Abs. 3 vierter und fünfter Satz, Abs. 3a und 3b, 39p Abs. 2 Z 4 letzter Satz nicht  

anzuwenden sind, 

 3. für freie Dienstnehmer, welchen das Entgelt für längere Zeiträume als einen Monat gebührt, das monatliche 

Entgelt im Hinblick auf die Berechnung der fiktiven Bemessungsgrundlage nach § 39k Abs. 3 oder 4 nach  

§ 44 Abs. 8 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, zu be-

rechnen ist.“ 

 

14. § 112 Abs. 3 lautet: 

  „(3) Wenn nach Ansicht der Land- und Forstwirtschaftsinspektion die Verwendung eines Arbeits(Hilfs)stoffes 

oder Arbeitsmittels die Dienstnehmer gefährdet, so ist sie berechtigt, eine Probe im unbedingt erforderlichen 

Ausmaß zu entnehmen und deren fachliche Untersuchung durch eine hiezu befugte Anstalt zu veranlassen.  

Der Dienstgeber ist von der Entnahme der Probe zu verständigen. Ferner hat die Land- und Forstwirtschafts-

inspektion, wenn nach ihrer Ansicht für die Dienstnehmer bereitgestelltes Trinkwasser oder im Betrieb an die 

Dienstnehmer verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefährden, dem Magistrat Anzeige zu erstatten.“ 

 

15. In § 202 Abs. 1 Z 1a und Z 26 wird das Zitat „Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetz – BMVG, BGBl. I 

Nr. 100/2002, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002“ ersetzt durch das Zitat „Betrieblichen 

Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch  

das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007“. 

 

16. In § 272 wird die Wortfolge „Bestimmungen dieses Abschnittes“ durch das Zitat „§§ 269 bis 271“ ersetzt. 
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Artikel II 

 

Artikel II des Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird, LGBl. für Wien  

Nr. 6/2004, wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 7 Z 3 lautet: 

  „3.  die Überweisung des vereinbarten Übertragungsbetrages hat jährlich mindestens mit je einem Fünftel  

 zuzüglich der Rechnungszinsen von 6 vH per anno des noch aushaftenden Übertragungsbetrages zu  

 erfolgen, vorzeitige Überweisungen sind zulässig;“ 

 

Artikel III 

  (1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung in Kraft. 

  (2) § 39e Abs. 1 und 1a der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, in der Fassung des Art. I 

dieses Gesetzes, gilt für nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes vereinbarte Bildungskarenzen. 

  (3) Dienstnehmer und Dienstgeber, die bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eine Bildungskarenz 

vereinbart haben, können eine neuerliche Bildungskarenz frühestens drei Jahre nach der Rückkehr aus dieser 

Bildungskarenz vereinbaren. 

  (4) § 39k Abs. 1 der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, in der Fassung des Art. I dieses 

Gesetzes, gilt nur für Auslandseinsatzpräsenzdienste gemäß § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001, BGBl. Nr. 146, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, die nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes angetreten 

werden. 

  (5) § 39k Abs. 6a LAG, BGBl. Nr. 287, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 102/2007, gilt auch für zum 

Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes laufende Bildungskarenzen. 

  (6) Für vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bestehende freie Dienstverhältnisse von Personen im Sinn des 

§ 39v der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, in der Fassung des Art. I dieses Gesetzes, 

findet § 39j Abs. 1 zweiter Satz der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, in der Fassung 

des Art. I dieses Gesetzes, keine Anwendung. 

  (7) § 39v der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, in der Fassung des Art. I dieses 

Gesetzes, findet auf zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bestehende freie Dienstverhältnisse mit 

vertraglich festgelegten Abfertigungsansprüchen sowie auf unmittelbar nachfolgende mit demselben Dienstgeber 

oder einem Dienstgeber im Konzern (§ 46 Abs. 3 Z 2 BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch 

das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007) abgeschlossene freie Dienstverhältnisse mit solchen Abfertigungsansprüchen 

keine Anwendung.  

 

 

Der Landeshauptmann :                                                                          Der Landesamtsdirektor: 

 

 



 

 

 

 

V o r b l a t t 

 

 

 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird 

 

 

Problem: 

 

Nachdem im Rahmen der Evaluierung des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes (BMVG) mit der Novelle 

BGBl. I Nr. 36/2005 vor allem das Zuweisungsverfahren bei noch nicht erfolgter Auswahl der BV-Kasse im 

Hinblick auf die Vorlaufzeiten für dessen Umsetzung geschaffen wurde, hat der Bundesgesetzgeber nunmehr, 

um hinsichtlich der übrigen Ergebnisse der Evaluierung (vor allem im Beitrags- und Leistungsrecht) Lösungen 

zu treffen, mit Art. 1 des Bundesgesetzes, mit dem das Betriebliche Mitarbeitervorsorgegesetz, das 

Einkommensteuergesetz 1988, das ORF-Gesetz, das Journalistengesetz, das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, 

das Familienlastenausgleichsgesetz, das Landarbeitsgesetz 1984 und das Körperschaftssteuergesetz geändert 

werden, BGBl. I Nr. 102/2007, einerseits das BMVG geändert und es mit dem neuen Titel „Betriebliches 

Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz – BMSVG“ versehen. Andererseits hat der Bundesgesetzgeber mit 

Art. 7 des oben zitierten Bundesgesetzes zwecks Anpassung des Landarbeitsgesetzes 1984 (LAG) an das 

BMSVG und auch an die Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG) - Novelle BGBl. I Nr. 104/2007 die 

Grundsätze für die Regelung des Arbeitsrechtes in der Land- und Forstwirtschaft geändert.  

 

Ziele: 

 

Diese geänderten Grundsätze erfordern eine Anpassung der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien 

Nr. 33, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien Nr. 38/2008, als Landesausführungsgesetz. 

 

Inhalt/Problemlösung: 

 

Mit dem gegenständlichen Entwurf werden die erforderlichen Ausführungsregelungen getroffen. Er beinhaltet 

insbesondere: 

 

1. im Hinblick auf das BMSVG erforderliche Begriffs- und Zitatanpassungen;  

2. die Reform und Attraktivierung der Bildungskarenz in Angleichung an die mit der AVRAG - Novelle  

BGBl. I Nr. 104/2007 vorgenommenen Änderungen. Es werden folgende Maßnahmen getroffen: 

  a. Herabsetzung der Mindestbeschäftigungsdauer von derzeit drei Jahren auf ein Jahr, 

  b. Festsetzung einer Rahmenfrist innerhalb der Bildungskarenz entweder zur Gänze oder in Teilen  

    verbraucht werden kann, 
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  c. Möglichkeit der Vereinbarung einer Bildungskarenz im Rahmen von Saisonarbeitsverhältnissen; 

3. die Anpassung des Beitragsrechts in den Fällen der Ableistung eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes an 

die mit dem Wehrrechtsänderungsgesetz 2005 - WRÄG 2005, BGBl. I Nr. 58, erfolgten Änderungen im 

Wehrgesetz 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 146, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 151/2004, sowie  

an die mit der Zivildienstgesetznovelle 2005 (ZDG - Novelle 2005), BGBl. I Nr. 106, vorgenommenen  

Änderungen im Zivildienstgesetz 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I  

Nr. 71/2003 und der Kundmachung BGBl. I Nr. 121/2004; Schaffung einer Verpflichtung des Bundes zur 

Beitragsleistung für Auslandseinsatzpräsenzdienste, die länger als 12 Monate dauern; 

4. Klarstellungen und Anpassungen bei der Regelung der Bemessungsgrundlage für die Beiträge im Fall des 

Wochengeld- und Krankengeldbezuges sowie des Kinderbetreuungsgeldbezuges durch ehemalige 

Dienstnehmer; 

5. Präzisierungen und Vereinfachungen im Leistungsrecht;  

6. die zur vollständigen Umsetzung des ILO-Übereinkommen Nr. 129 über die Arbeitsaufsicht in der Land-

wirtschaft noch erforderliche Festlegung einer Verpflichtung der Land- und Forstwirtschaftsinspektion zur 

Verständigung des Dienstgebers von einer Probeziehung. 

 

Alternativen: 

 

Beibehalten des derzeitigen unbefriedigenden Rechtszustandes ohne Nutzung der Erfahrungen aus der  

Evaluierung des BMVG. 

 

Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften werden durch den gegenständlichen Entwurf keine Kosten 

entstehen. Für das Land Wien ist die Vollziehung dieses Entwurfes mit keinen zusätzlichen Kosten verbunden. 

 

Wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

 

- Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich:  

 

Keine. 

 

- Sonstige wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

 

Keine. 
 

- Auswirkungen in umweltpolitischer, konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: 

 

Keine. 
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Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 

 

Keine. 
 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

 

Hinsichtlich der Neuregelungen bestehen keine Vorgaben des Rechtes der Europäischen Union. 

 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

 

Keine. 

 

 
 



 

 

 

 

E r l ä u t e r n d e   B e m e r k u n g e n 

 

 

 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird 

 

 

 

I. Allgemeiner Teil: 

 

Seit dem In-Kraft-Treten des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes – BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002, sind 

bereits mehr als fünf Jahre vergangen. In der Zwischenzeit haben sich aus den Erfahrungen der Praxis Fragen zu 

Regelungen des BMVG ergeben. Um die Erfahrungen aus der Praxis in ihrer Gesamtheit erfassen und nutzen zu 

können, wurde seitens des Bundes eine Evaluierung des BMVG vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen vor-

genommen. Ziel der Evaluierung war, die Erfahrungen aus der Praxis aufzugreifen und entsprechende Lösungs-

ansätze für allfällige Probleme bei der Anwendung des Gesetzes zu entwickeln. Die Evaluierung wurde im  

Rahmen von Expertengesprächen durchgeführt und eine Reihe von Vorschlägen zu einer noch effektiveren  

Gestaltung des BMVG erarbeitet. 

 

Mit Art. 1 der BMVG - Novelle BGBl. I Nr. 36/2005 hat der Bundesgesetzgeber vorab für das in der Praxis 

dringlichste Problem der mangelnden BV-Kassen-Auswahl eine Lösung auf gesetzlicher Ebene getroffen und 

mit Art. 3 dieses Gesetzes die Grundsätze für die Regelung des Arbeitsrechtes in der Land- und Forstwirtschaft 

geändert. Das Land Wien hat die hiezu erforderlichen Ausführungsregelungen mit dem Gesetz, mit dem die 

Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird, LGBl. für Wien Nr. 26/2007, getroffen.  

 

Nun hat der Bundesgesetzgeber mit Art. 1 des Bundesgesetzes, mit dem das Betriebliche Mitarbeitervorsorge-

gesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das ORF-Gesetz, das Journalistengesetz, das Arbeits- und Sozial-

gerichtsgesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz, das Landarbeitsgesetz 1984 und das Körperschaftssteuer-

gesetz geändert werden, BGBl. I Nr. 102/2007, einerseits das BMVG geändert und es mit dem neuen Titel  

„Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz – BMSVG“ versehen. Mit dieser Novelle werden 

im Wesentlichen die in der Evaluierung angesprochenen, noch offenen Probleme gelöst. Zusätzlich werden auf 

Grund der Erfahrungen aus der Praxis Präzisierungen und Klarstellungen im Beitrags- und Leistungsrecht des 

BMSVG vorgenommen. Andererseits hat der Bundesgesetzgeber mit Art. 7 des oben zitierten Bundesgesetzes 

zwecks Anpassung des Landarbeitsgesetzes 1984 (LAG) an das BMSVG und auch an die Arbeitsvertragsrechts-

anpassungsgesetz (AVRAG) - Novelle BGBl. I Nr. 104/2007 die Grundsätze für die Regelung des Arbeits-

rechtes in der Land- und Forstwirtschaft neuerlich geändert.  
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Es ist somit eine Anpassung der Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl. für Wien Nr. 33, zuletzt geändert 

durch das Gesetz LGBl. für Wien Nr. 38/2008, als Landesausführungsgesetz vorzunehmen. Mit dem gegenständ-

lichen Entwurf werden die erforderlichen Ausführungsregelungen getroffen. Er beinhaltet insbesondere: 

 
1. im Hinblick auf das BMSVG erforderliche Begriffs- und Zitatanpassungen;  

2. die Reform und Attraktivierung der Bildungskarenz in Angleichung an die mit der AVRAG - Novelle  

BGBl. I Nr. 104/2007 vorgenommenen Änderungen. Es werden folgende Maßnahmen getroffen: 

  a. die Herabsetzung der Mindestbeschäftigungsdauer von derzeit drei Jahren auf ein Jahr, 

  b. die Festsetzung einer Rahmenfrist innerhalb der Bildungskarenz entweder zur Gänze oder in Teilen  

   verbraucht werden kann, 

  c. die Möglichkeit der Vereinbarung einer Bildungskarenz im Rahmen von Saisonarbeitsverhältnissen; 

3. die Klarstellung, dass im Fall einer freiwilligen Verlängerung der Beschäftigung nach dem Zivildienst im 

Rahmen eines Dienstsverhältnisses vom jeweiligen Rechtsträger Abfertigungsbeiträge nach diesem Gesetz 

wie von jedem anderen Dienstgeber zu leisten sind; 

4. die Anpassung des Beitragsrechts in den Fällen der Ableistung eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes an 

die mit dem Wehrrechtsänderungsgesetz 2005 - WRÄG 2005, BGBl. I Nr. 58, erfolgten Änderungen im 

Wehrgesetz 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 146, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 151/2004, sowie an 

die mit der Zivildienstgesetznovelle 2005 (ZDG - Novelle 2005), BGBl. I Nr. 106, vorgenommenen Ände-

rungen im Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 

und der Kundmachung BGBl. I Nr. 121/2004, sowie Schaffung einer Verpflichtung des Bundes zur Beitrags-

leistung für Auslandseinsatzpräsenzdienste, die länger als 12 Monate dauern; 

5. Klarstellungen und Anpassungen bei der Regelung der Bemessungsgrundlage für die Beiträge im Fall des 

Wochengeld- und Krankengeldanspruches; 

6. die Präzisierung der Bemessungsgrundlage für Beiträge im Falle des Kinderbetreuungsgeldbezuges nach der 

Neuregelung des Kinderbetreuungsgeldgesetzes (KBGG), BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007 sowie der Anspruchsvoraussetzungen für diese Beiträge für ehemalige Dienst-

nehmer; 

7. zahlreiche Vereinfachungen und Anpassungen im Leistungsrecht, und zwar: 

  a. die Festlegung, dass für Beiträge auf Grund von Einmalzahlungen (Kündigungsentschädigung,  

  Ersatzleistung nach § 72 der Wiener Landarbeitsordnung 1990) sowie auf Grund von nach der  

Beendigung des Dienstsverhältnisses fortgezahltem Entgelt die entsprechenden Beitragszeiten auf die 

Einzahlungsjahre angerechnet werden, 

  b. die Flexibilisierung der Anspruchsvoraussetzungen nach § 39p Abs. 4 der Wiener Landarbeitsord- 

  nung 1990 (erleichterte Verfügungsmöglichkeiten) durch Entfall des nach der bisherigen Regelung zeit-

lich engen Konnexes zwischen der Beendigung des Dienstverhältnisses und der eigentlichen Anspruchs-

voraussetzung des Erreichens eines bestimmten Anfallsalters oder des Bezugs einer Eigenpension bei 

gleichzeitiger Beibehaltung der Grundsätze der bisherigen Regelung, 

  c. die Klarstellung der Verfügungsmöglichkeiten über die Abfertigung bei Beendigung eines nach Inan-

spruchnahme einer Eigenpension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung begründeten  

   Dienstverhältnisses,  

  d. die Präzisierung der Fälligkeitsregelung, 

  e. die Präzisierung der Verfügungsmöglichkeit des Dienstnehmers über die Abfertigung, 
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  f. die Erweiterung der Möglichkeiten der Zusammenführung von beitragsfrei gestellten Konten in  

   BV-Kassen durch den Dienstnehmer; 

8. die zur vollständigen Umsetzung des ILO-Übereinkommen Nr. 129 über die Arbeitsaufsicht in der Land-

wirtschaft noch erforderliche Festlegung einer Verpflichtung der Land- und Forstwirtschaftsinspektion zur 

Verständigung des Dienstgebers von einer Probeziehung; 

9. die Korrektur eines Redaktionsversehens im Rahmen der Novelle zur Wiener Landarbeitsordnung 1990 

LGBl. für Wien Nr. 26/2007. 

 

Dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften werden durch den gegenständlichen Entwurf keine Kosten 

entstehen. Für das Land Wien ist die Vollziehung dieses Entwurfes mit keinen zusätzlichen Kosten verbunden. 

 

II. Besonderer Teil: 

 
Zu Art. I Z 1 (§ 7 Abs. 2 Z 13), Z 4 (§§ 39j Abs. 1, 4 und 5, 39l Überschrift, Abs. 1 bis 3, 3b und 4  

sowie 39o), Z 6 (§ 39j Abs. 1b), Z 8 (§ 39m), Z 9 (§ 39n samt Überschrift), Z 11 (§ 39q Abs. 1) und Z 15  

(§ 202 Abs. 1 Z 1a und Z 26) : 

   

Im Hinblick auf das BMSVG werden in der Wiener Landarbeitsordnung 1990 einerseits sprachliche An-

passungen – so hat es statt „Mitarbeitervorsorgekasse“ und „MV-Kasse“ nunmehr „Betriebliche Vorsorgekasse“ 

und „BV-Kasse“ zu lauten – und andererseits Zitatanpassungen vorgenommen. 

 

Zu Art. I Z 2 (§ 39e Abs. 1) und Z 3 (§ 39e Abs. 1a):

 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der im Regierungsprogramm für die XXIII. Gesetzgebungsperiode 

vorgesehenen Reform und Attraktivierung der Bildungskarenz und zur Anpassung der Rechtsstellung der der 

Wiener Landarbeitsordnung 1990 unterliegenden Dienstnehmer an die Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz 

(AVRAG) - Novelle BGBl. I Nr. 104/2007. Danach soll Bildungskarenz weiterhin zwischen den Parteien des 

Dienstvertrages zu vereinbaren sein, die Mindestbeschäftigungsdauer von derzeit drei Jahren auf ein Jahr  

gesenkt werden und zeitlich flexiblere Formen ermöglicht werden. Des Weiteren soll Bildungskarenz nunmehr 

auch im Rahmen von Saisonarbeitsverhältnissen vereinbart werden können. 

Im Einzelnen werden folgende Maßnahmen getroffen: 

1. die Herabsetzung der Mindestbeschäftigungsdauer von derzeit drei Jahren auf ein Jahr; 

2. die Festsetzung einer Rahmenfrist innerhalb der Bildungskarenz entweder zur Gänze oder in Teilen ver-

braucht werden kann; 

3. Möglichkeit der Vereinbarung einer Bildungskarenz im Rahmen von Saisonarbeitsverhältnissen. 

 

§ 39e Abs. 1: 

 

Die Bildungskarenz ist weiterhin zwischen den Parteien des Dienstvertrages unter Berücksichtigung der gegen-

seitigen Interessen zu vereinbaren. Neu ist, dass die Bildungskarenz nunmehr ab dem zweiten Dienstsjahr ver-

einbart werden kann. Eine neuerliche Bildungskarenz kann nach dem Ablauf von vier Jahren (Rahmenfrist) ab 

dem Antritt der letzten Bildungskarenz (oder des ersten Teiles einer Bildungskarenz) vereinbart werden. 
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Bildungskarenz kann nunmehr flexibler verbraucht werden; sie kann innerhalb der Rahmenfrist auch in Teilen 

angetreten werden, wobei ein Teil mindestens drei Monate zu dauern hat. Die Gesamtdauer der einzelnen Teile 

darf innerhalb der Rahmenfrist jedoch ein Jahr nicht überschreiten. 

 

§ 39e Abs. 1a: 

 

Bisher konnten Saisonarbeitskräfte mangels Vorliegens einer ununterbrochenen Beschäftigungsdauer von drei 

Jahren zum selben Dienstgeber keine Bildungskarenz vereinbaren. Gemäß Abs. 1a haben nunmehr auch Dienst-

nehmer im Rahmen eines befristeten Dienstverhältnisses in einem Saisonbetrieb die Möglichkeit, eine Bildungs-

karenz in der Dauer von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr zu vereinbaren. 

 

Als Saisonbetriebe gelten Betriebe, die ihrer Art nach nur zu bestimmten Jahreszeiten arbeiten oder die regel-

mäßig zu gewissen Zeiten des Jahres erheblich verstärkt arbeiten (vgl. § 156 Abs. 6 der Wiener Landarbeits-

ordnung 1990). 

 

Bildungskarenz kann nur vereinbart werden, wenn das befristete Dienstverhältnis, in dem eine Bildungskarenz 

angetreten werden soll, ununterbrochen drei Monate gedauert hat und eine Beschäftigung zum selben Dienst-

geber im Ausmaß von mindestens einem Jahr vor Antritt der Bildungskarenz vorliegt. Zeiten von befristeten 

Dienstverhältnissen zum selben Dienstgeber sind hinsichtlich des Erfordernisses der Beschäftigungsdauer von 

mindestens einem Jahr zusammenzurechnen. Jedoch sind nur jene Zeiten von befristeten Dienstverhältnissen 

anzurechnen, die innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren vor Antritt der jeweiligen Bildungskarenz und nach 

Rückkehr aus der mit diesem Dienstgeber zuletzt vereinbarten Bildungskarenz liegen. 

 

Zu Art. I Z 5 (§ 39j Abs. 1a):

 

Zur Klarstellung wird in dieser Bestimmung festgelegt, dass den Rechtsträger nach § 8 des Zivildienst- 

gesetzes 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, wenn die Ver-

längerungsvereinbarung nach § 7a ZDG als Dienstverhältnis ausgestaltet ist, als Dienstgeber die Verpflichtung 

zur Beitragsleistung nach diesem Gesetz trifft. Der Dienstgeber hat demnach ab dem zweiten Beschäftigungs-

monat für den Dienstnehmer Beiträge nach § 6 Abs. 1 BMSVG sowie gegebenenfalls solche nach § 7 BMSVG 

zu leisten. Ebenso kann sich eine Verpflichtung des Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) zur Beitragsleistung 

nach § 7 Abs. 5 und 6 BMSVG ergeben. Die Beiträge sind in die vom Rechtsträger für seine Dienstnehmer aus-

gewählte BV-Kasse zu leisten. Den Dienstgeber aus dem auf Grund der vorhergehenden Zivildienstleistung 

karenzierten Dienstverhältnis trifft für die Dauer der Vereinbarung nach § 7a ZDG grundsätzlich keine Beitrags-

pflicht, es sei denn, der  Dienstnehmer ist etwa beim bisherigen Dienstgeber weiter geringfügig beschäftigt. 

 

Zu Art. I Z 6 (§ 39j Abs. 1b):

 

Der bisherige § 39j Abs. 1a der Wiener Landarbeitsordnung1990 erhält durch die mit Z 4 des gegenständlichen 

Entwurfs erfolgende Einfügung eines neuen Abs. 1a in den § 39j der Wiener Landarbeitsordnung 1990 die  

Bezeichnung Abs. 1b.   
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Zu Art. I Z 7 (§ 39k):

 

Zu Abs. 1 ist anzumerken, dass mit dem Wehrrechtsänderungsgesetz 2005 - WRÄG 2005, BGBl. I Nr. 58, der 

ausschließlich für Frauen vorgesehene freiwillige Ausbildungsdienst zur Sicherstellung eines entsprechenden 

Personalnachwuchses auch Männern zugänglich gemacht wurde (§ 38b des Wehrgesetzes 2001 - WG 2001). 

Nach den Materialien zum WG 2001 (RV 949 BlgNR 22. GP) sollen mit der geplanten Öffnung des Zugangs für 

Männer zum Ausbildungsdienst aus gleichheitsrechtlichen Erwägungen die gleichen rechtlichen Rahmen-

bedingungen wie für Frauen hinsichtlich des Ausbildungsdienstes geschaffen werden. § 38b Abs. 8 WG 2001 

sieht eine Generalklausel vor, nach der auf Wehrpflichtige, die Ausbildungsdienst leisten oder geleistet haben, 

jene bundesrechtlichen Vorschriften anzuwenden sind, die für Frauen hinsichtlich dieses Wehrdienstes gelten, 

sofern nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist. Dementsprechend wurde etwa im Arbeitsplatz-Sicherungs- 

gesetz – APSG, BGBl. Nr. 683/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 56/2005, klargestellt,  

dass Ausbildungsdienst im Sinne des APSG der Ausbildungsdienst gemäß den §§ 37 bis 38b WG 2001 ist  

(§ 3 Abs. 2 APSG). In inhaltlicher Entsprechung zur Generalklausel im WG 2001 wird in Angleichung an § 7 

Abs. 1 BMSVG mit der gegenständlichen Bestimmung klargestellt, dass bei einer Ableistung des Ausbildungs-

dienstes durch Männer vom Dienstgeber Beiträge nach Abs. 1 zu leisten sind. Bei einem Ausbildungsdienst 

endet die Beitragsverpflichtung des Dienstgebers analog zur bisherigen Regelung für Zeitsoldaten nach zwölf 

Monaten Ausbildungsdienst. Ebenso wird die Verpflichtung des Dienstgebers zur Beitragsleistung bei einem 

Auslandseinsatzpräsenzdienst nach § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001 mit zwölf Monaten begrenzt. Weiters wird  

aus gleichheitsrechtlichen Erwägungen ausdrücklich der Milizdienst für Frauen als Präsenzdienst nach § 39  

WG 2001 in den Abs. 1 aufgenommen. In den Fällen des Auslandseinsatzpräsenzdienstes hat der Bund ab dem 

13. Monat der Präsenzdienstleistung Beiträge im Sinne dieser Bestimmung zu leisten. Zusätzlich wird die  

Regelung im Hinblick auf die Beitragsabfuhr der vom Bund zu leistenden Beiträge präzisiert. Der Bund hat an 

die Versicherungsanstalt öffentlicher Bediensteter überdies die entsprechenden Meldungen elektronisch zu  

erstatten. 

 

Abs. 2 entspricht vollinhaltlich § 7 Abs. 2 BMSVG. 

 

Abs. 3 wird einerseits in formaler Hinsicht überarbeitet, indem die Verpflichtung zur Beitragsleistung bei einem 

Wochengeldbezug in einem neuen Abs. 4 geregelt wird; Abs. 3 regelt damit nur noch die Beitragsleistung aus 

dem Bezug von Krankengeld. Zugleich wird klargestellt, dass bei der Bildung der fiktiven Bemessungsgrund-

lage für diese Beitragsleistung allfällige Sonderzahlungen im Sinne einer Sicherstellung der Administrierbarkeit 

des Beitrags- und Datenflusses vom Dienstgeber über die Gebietskrankenkassen zu den BV-Kassen nicht zu 

berücksichtigen sind. Allfällig während des Krankengeldbezuges vom Dienstgeber auf Grund einzel- oder  

kollektivvertraglicher Regelungen zu leistende Sonderzahlungen sind allerdings selbstverständlich nach § 39j 

Abs. 1 der Wiener Landarbeitsordnung 1990 beitragspflichtig. 

 

Bei der nunmehr in einem eigenen Abs. 4 getroffenen Bestimmung über die Beitragsverpflichtung bei einem 

Wochengeldbezug wird zum einen die fiktive Bemessungsgrundlage insofern präzisiert, als bei der Bildung der 

Bemessungsgrundlage nicht mehr auf das Verdienst im letzten Monat vor dem Versicherungsfall sondern auf das 

in den letzten drei Monaten vor dem Versicherungsfall regelmäßig gebührende Entgelt abzustellen ist. Bei der 
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Bildung der Bemessungsgrundlage sind Zeiten, während derer die Dienstnehmerin infolge Krankheit, eines  

mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbotes oder Kurzarbeit nicht das volle Entgelt bezogen hat, außer  

Betracht zu lassen. Insoweit Dienstzeiten außer Betracht bleiben, verlängert sich der für die Bildung der  

Bemessungsgrundlage maßgebende Zeitraum um diese Zeiten. Sonderzahlungen sind, soweit sie nicht auf Grund 

kollektivrechtlicher oder einzelvertraglicher Bestimmungen für die Dauer des Wochengeldbezuges weiter-

geleistet werden, bei der Bemessungsgrundlage anteilig zu berücksichtigen. Für jene Fälle, in denen unmittelbar 

nach oder in zeitlicher Nähe der Karenz erneut ein Beschäftigungsverbot eintritt (im selben oder einem Dienst-

verhältnis zu einem anderen Dienstgeber), wurde im Hinblick auf Probleme in der Praxis mit den Z 1 bis 3 eine 

Klarstellung für die Bildung der Bemessungsgrundlage vorgenommen. 

 

Zu Abs. 5 ist zu bemerken, dass entsprechend der nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), BGBl. I  

Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007, vorgesehenen Wahlmöglichkeit der Eltern 

hinsichtlich der Höhe des Kinderbetreuungsgeldbezuges als Bemessungsgrundlage das Kinderbetreuungsgeld in 

der sich aus § 3 Abs. 1, § 5a Abs. 1 oder § 5b Abs. 1 KBGG ergebenden Höhe heranzuziehen ist. Allfällige  

Zuschüsse sind bei der Bemessung der Abfertigungsbeiträge nicht zu berücksichtigen. Insoweit nach § 6 Abs. 1 

KBGG als Ausnahme vom Grundsatz des Ruhens des Kinderbetreuungsgeldbezuges während des Wochengeld-

bezuges dennoch auf Grund der Höhe des bezogenen Wochengeldes ein „Differenz-Kinderbetreuungsgeld-

anspruch“ gebührt, hat die Dienstnehmerin im Hinblick auf den Grundsatz des Ruhens des Kinderbetreuungs-

geldes keinen Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den FLAF vom „Differenz-Kinderbetreuungsgeld-

anspruch“. Insoweit hingegen Dienstnehmerinnen keinen Anspruch auf Wochengeld und damit Anspruch  

auf Kinderbetreuungsgeld ab der Geburt des Kindes in voller Höhe haben, sind auch dementsprechend Ab-

fertigungsbeiträge zu leisten. 

 

Mit Abs. 6 erfolgt eine sprachliche Klarstellung im Hinblick auf das Verfahren der Beitragseinhebung  

und -weiterleitung. 

 

Zu Art. I Z 10 (§ 39p): 

 

Im Abs. 1 wird im Sinne einer Klarstellung hinsichtlich der in Z 12 (§ 39r Abs. 1) des Entwurfs  festgelegten 

Verfügungsmöglichkeiten statt dem Anspruch auf Auszahlung der Abfertigung durchgehend auf den Anspruch 

auf eine Verfügung über die Abfertigung abgestellt. 

 

In Abs. 2 Z 4 wird einerseits klargestellt, dass die Weiterveranlagung einer Abfertigung, die Übertragung  

der Abfertigung auf eine BV-Kasse eines neuen Dienstgeber oder die Kontozusammenführung gemäß Z 12  

(§ 39r Abs. 3) des Entwurfes im Hinblick auf das Erfordernis der drei Einzahlungsjahre nicht „verfügungs-

hemmend“ wirken. Andererseits wird klargestellt, dass für Abfertigungsbeiträge auf Grund von Ersatzleistungen 

nach § 72 der Wiener Landarbeitsordnung 1990, von einer Kündigungsentschädigung bei Beendigung des 

Dienstsverhältnisses sowie aus einer Entgeltfortzahlung nach § 21 der Wiener Landarbeitsordnung 1990 analog 

dem ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, Beitragszeiten  

hinsichtlich der Dreijahresfrist für die Auszahlung von Abfertigungen anzurechnen sind.  
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Abs. 3 entspricht vollinhaltlich § 14 Abs. 3 BMSVG. 

 

Nach bisheriger Rechtslage kann die jederzeitige Auszahlung der Abfertigung (unabhängig von der Art der  

Beendigung des Dienstsverhältnisses und dem Vorliegen von drei Einzahlungsjahren) grundsätzlich nur bei 

Beendigung des Dienstverhältnisses nach Vollendung des in Abs. 4 Z 1 genannten Anfallsalters oder nach dem 

Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende des Dienstverhältnisses, in denen keine Abfertigungsbeiträge geleistet 

wurden, verlangt werden. Durch die Verknüpfung der Beendigung des Dienstverhältnisses mit dem Anfallsalter 

bzw. der Inanspruchnahme einer Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung kann der Dienstnehmer 

nach dem Wortlaut der Regelung in jenen Fällen, in denen das Dienstverhältnis vor dem Erreichen des Anfalls-

alters endet, einerseits erst zu jenem Zeitpunkt, zu dem für ihn fünf Jahre lang keine Abfertigungsbeiträge  

geleistet wurden, auf die Abfertigung greifen. 

 

Durch die Neuregelung wird eine Flexibilisierung der Anspruchsvoraussetzungen nach § 39p Abs. 4 der Wiener 

Landarbeitsordnung 1990 durch Entfall der nach der bisherigen Regelung zeitlich engen Verknüpfung zwischen 

der Beendigung des Dienstverhältnisses und der eigentlichen Anspruchsvoraussetzung des Erreichens eines 

bestimmten Anfallsalters oder den Bezug einer Eigenpension bei gleichzeitiger Beibehaltung der Grundsätze der 

bisherigen Regelung vorgenommen. Ist das Dienstverhältnis bereits beendet worden, befindet sich der Dienst-

nehmer in keinem aufrechten Dienstverhältnis und wird entweder das relevante Anfallsalter erreicht oder  

eine Eigenpension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung gewährt, kann ab diesen Zeitpunkten über die 

Abfertigung entsprechend verfügt werden. 

 

Im Hinblick auf die EU-rechtlichen Gleichbehandlungsvorgaben werden bei den Anspruchsvoraussetzungen für 

Verfügungsansprüche im Zusammenhang mit der Pensionierung des Dienstnehmers auch gleichartige Pensions-

regelungen aus den EWR-Mitgliedstaaten in den Verfügungstatbestand aufgenommen. 

 

Der neu geschaffene Abs. 5 regelt den Fall, dass ein nach Inanspruchnahme einer Eigenpension neu abgeschlos-

senes Dienstverhältnis oder ein zu diesem Zeitpunkt aufrechtes geringfügiges Beschäftigungsverhältnis beendet 

wird. In diesem Fall hat der Dienstnehmer – unabhängig von der Art der Beendigung des Dienstverhältnisses  

und dem Vorliegen von drei Einzahlungsjahren – jedenfalls Anspruch auf Verfügung über die Abfertigung.  

Im Hinblick darauf, dass der Dienstnehmer bereits eine Eigenpension bezieht, wird das Verfügungsrecht über  

die Abfertigung allerdings dahingehend eingeschränkt, dass der Dienstnehmer entweder die Auszahlung der 

Abfertigung oder Übertragung in eine Altersversorgungseinrichtung verlangen kann. 

 

Abs. 6 entspricht § 14 Abs. 6 BMSVG.   

 

Zu Art. I Z 11 (§ 39q): 

 

Im Abs. 1 werden Zitatanpassungen im Zusammenhang mit den Neuregelungen in Z 12 (§ 39r) des Entwurfs 

vorgenommen. 
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Die Fälligkeitsregelung in Abs. 2 wird sprachlich präzisiert. Die Fälligkeitsregelung wurde in der Literatur  

als zum Teil zu unpräzise kritisiert (etwa Probleme bei untermonatigen Beendigungen von Arbeitsverhältnissen 

hinsichtlich der Berechnung der Fristen). Die Unklarheiten sollen in einer Neuregelung beseitigt werden, ohne 

eine inhaltliche Änderung vorzunehmen. Entsprechend der in Z 10 (§ 39p Abs. 4) oder Z 12 (§ 39r Abs. 3) des 

Entwurfes vorgenommenen Neuregelungen wird klargestellt, dass die Frist für die Fälligkeit der Abfertigung in 

diesen Fällen mit den in den jeweiligen Regelungen festgelegten Zeitpunkten zu laufen beginnt. 

 

Ist es zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Abfertigung aus welchen Gründen auch immer (beispielsweise mangels 

Vorliegens sämtlicher Lohnzettel) nicht möglich, die gesamte Abfertigung auszuzahlen, hat die BV-Kasse die 

Abfertigung trotzdem soweit auszuzahlen, als Lohnzettel vorliegen. Werden in der Folge die übrigen Lohnzettel 

übermittelt, ist die restliche Abfertigung entsprechend der Verfügung unverzüglich zu leisten. 

 

Zu Art. I Z 12 (§ 39r): 

 

Mit Abs. 1 erfolgt die Klarstellung, dass jeweils nur über die gesamte Abfertigung bei einer BV-Kasse ver- 

fügt werden kann. Unter dem Begriff „Abfertigung“ ist entsprechend § 39j Abs. 5 der Wiener Landarbeitsord-

nung 1990 das gesamte, bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses in der Abfertigungsanwartschaft zu-

sammengefasste, dem Dienstnehmer zuzuordnende Vermögen in der BV-Kasse zu verstehen. 

 

Die Formulierung „bis zum Vorliegen der Voraussetzungen des § 39s Abs. 3 LAG“ ist so zu verstehen, dass 

damit der Endzeitpunkt der möglichen Weiterveranlagung bezeichnet wird, keinesfalls aber eine Verpflichtung 

des Dienstnehmers im Sinne einer Verfügungssperre festgelegt wird, eine einmal weiter veranlagte Abfertigung 

bis zum Pensionierungszeitpunkt in der BV-Kasse belassen zu müssen. 

 

Die bisher nach Abs. 1 Z 4 lit. b mögliche Übertragung in einen Pensionsinvestmentfonds ist auf Grund von 

Änderungen im Zusammenhang mit dem Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 85/2008, zu streichen. 

 

Im Hinblick auf die Bestrebung zur Anhebung des Pensionsanfallsalters wird die zusätzlich vorgesehene  

Möglichkeit, eine Rentenleistung aus der Pensionszusatzversicherung schon ab dem 40. Lebensjahr beziehen zu 

können, gestrichen. Die bisherige Regelung gilt damit nur noch für bis zum Ablauf des 31. Dezembers 2007 

abgeschlossene Zusatzvereinbarungen. 

 

Im Abs. 2 erfolgt eine Klarstellung im Hinblick auf die Änderungen in Z 10 (§ 39p Abs. 4 Z 1 und 3) des  

Entwurfes. Weiters soll dem Dienstnehmer für die in der Bestimmung genannten Fälle eine Wahlmöglichkeit 

eingeräumt werden, über die Abfertigung entweder nach Beendigung des Dienstsverhältnisses oder nach Eintritt 

der Rechtskraft des Gerichtsurteils einmal verfügen zu können. Diese Wahlmöglichkeit ist darin begründet, dass 

in diesen Fällen entweder gerade über die Verfügbarkeit über die Abfertigung (mittelbar) gerichtlich entschieden 

wird, weil Fragen im Zusammenhang mit der Beendigung des Dienstverhältnisses strittig sind oder aber noch 

Entgeltansprüche und damit Abfertigungsbeiträge offen sind, was wiederum für die Höhe der Abfertigung ent-

scheidend ist. 
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Mit der vorliegenden Regelung wird eine Erweiterung der Möglichkeiten der Zusammenführung von beitragsfrei 

gestellten Abfertigungskonten in BV-Kassen durch den Dienstnehmer vorgenommen. Damit sind auch Über-

tragungen (Kontozusammenführungen) von beitragsfrei gestellten Abfertigungsanwartschaften während eines 

neuen laufenden Dienstverhältnisses auf die BV-Kasse aus diesem Dienstverhältnis möglich, sofern nach der 

Beendigung des vorhergehenden Dienstverhältnisses auf das Abfertigungskonto des Dienstnehmers mindestens 

drei Jahre keine Beiträge geleistet worden sind. Die Kontozusammenführung kann damit nach dem Ablauf der 

Drei-Jahresfrist jeweils zum Monatsletzten vorgenommen werden. 

 

Abs. 3 entspricht § 17 Abs. 2a BMSVG. 

 

Zu Art. I Z 13 (§ 39v): 

 

Mit dieser Neuregelung werden nunmehr auch die vom § 4 Abs. 1 Z 6 oder Abs. 4 ASVG und § 5 Abs. 2 ASVG 

erfassten freien Dienstnehmer in die die „Betriebliche Mitarbeitervorsorge“ regelnden Bestimmungen der  

Wiener Landarbeitsordnung 1990 einbezogen und bei der Mitarbeitervorsorge mit Dienstnehmern gleichstellt. 

Lediglich jene Bestimmungen der Wiener Landarbeitsordnung 1990, die direkt auf dienstsrechtliche Regelungs-

inhalte abstellen und nicht für freie Dienstnehmer gelten, sind von der Anwendung auf diese Personengruppe 

ausgenommen. Freie Dienstnehmer, die auch im Rahmen eines Dienstsverhältnisses tätig sind, unterliegen mit 

beiden Vertragsverhältnissen der Wiener Landarbeitsordnung 1990. 

 

Zu Art. I Z 14 (§ 112 Abs. 3): 

 

Neben den Kernübereinkommen zählt das ILO-Übereinkommen Nr. 129 über die Arbeitsaufsicht in der  

Landwirtschaft zum Kreis der wichtigen ILO-Übereinkommen. Das LAG und auch die Wiener Landarbeitsord-

nung 1990 entsprechen bereits bis auf eine Bestimmung diesem Übereinkommen, wobei es sich nur um eine 

Detailbestimmung handelt. 

 

Das ILO-Übereinkommen sieht die Verständigung des Arbeitgebers von einer Probeziehung durch die  

Arbeitsaufsicht in seinem Art. 16 Abs. 1 lit. c iii vor. Mit der nunmehr vorgenommenen Ergänzung wird dem 

Übereinkommen Nr. 129 zur Gänze entsprochen und es könnte die Ratifizierung durch Österreich erfolgen. 

 

Zu Art. I Z 16 (§ 272):   

 

Hier wird ein Redaktionsversehen korrigiert. 

 

Zu Art. II (Art. II Abs. 7 Z 3 des Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird, 

LGBl. für Wien Nr. 6/2004) und Art. III: 

 

Mit Art. II werden die In-Kraft-Tretens-Regelungen zum Gesetz, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 

geändert wird, LGBl. für Wien Nr. 6/2004, geändert. 
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Art. III Abs. 2 legt ausdrücklich fest, dass § 39e Abs. 1 und 1a für nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 

vereinbarte Bildungskarenzen gilt.  

 

In Fortführung der bisherigen Rechtslage können nach dessen Abs. 3 jene Dienstnehmer, die bereits vor dem  

In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eine Bildungskarenz mit ihrem Dienstgeber vereinbart haben, eine neuerliche 

Bildungskarenz frühestens nach dem Ablauf von drei Jahren nach der Rückkehr aus der Bildungskarenz verein-

baren. 

 

Die Regelungen der Abs. 4 bis 7 sind denen des § 73 Abs. 7 BMSVG nachgebildet. 

 

 



                       
T E X T G E G E N Ü B E R S T E L L U N G 

 
 
 
 
 
 
 
 

E n t w u r f 
 

 
 
 

Art. I Z 1: 
 
   § 7.  (1) ... 
  (2) Z 1 bis 12 … 
  13. Name und Anschrift der Betrieblichen Vorsorgekasse  (BV-Kasse) des   
         Dienstnehmers. 
  (3) bis (7) ... 
 
Art. I Z 2 und 3: 
 
  § 39e.  (1) Dienstnehmer und Dienstgeber können ab Beginn des zweiten 
Dienstjahres eine Bildungskarenz gegen Entfall des Arbeitsentgeltes für die 
Dauer von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr vereinbaren. Eine 
neuerliche Bildungskarenz kann frühestens nach dem Ablauf von vier Jahren  
ab dem Antritt der letzten Bildungskarenz (Rahmenfrist) vereinbart werden.  
Die Bildungskarenz kann auch in Teilen vereinbart werden, wobei die Dauer 
eines Teils mindestens drei Monate zu betragen hat und die Gesamtdauer der 
einzelnen Teile innerhalb der Rahmenfrist, die mit Antritt des ersten Teils der 
Bildungskarenz zu laufen beginnt, ein Jahr nicht überschreiten darf. Bei der 
Vereinbarung über die Bildungskarenz ist auf die Interessen des Dienstnehmers 
und auf die Erfordernisse des Betriebes Rücksicht zu nehmen. In Betrieben, in 
denen ein für den Dienstnehmer zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser 
auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen beizuziehen. 
  (1a) Dienstnehmer und Dienstgeber können eine Bildungskarenz für die  
Dauer von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr auch in einem befristeten 
Dienstverhältnis in einem Saisonbetrieb (§ 156 Abs. 6) vereinbaren, sofern das 
befristete Dienstverhältnis ununterbrochen drei Monate gedauert hat und jeweils 
vor dem Antritt einer Bildungskarenz oder einer neuerlichen Bildungskarenz 

 
 
 
 
 

G E L T E N D E   F A S S U N G 
 
 
 
 
 
 
   § 7.  (1) ... 
  (2) Z 1 bis 12 … 
  13. Name und Anschrift der Mitarbeitervorsorgekasse (MV-Kasse) des   
         Dienstnehmers. 
  (3) bis (7) ... 
 
 
 
  § 39e.  (1) Sofern das Dienstverhältnis ununterbrochen drei Jahre gedauert hat, kann 
zwischen Dienstnehmer und Dienstgeber eine Bildungskarenz gegen Entfall des 
Arbeitsentgelts unter Rücksichtnahme auf die Interessen des Dienstnehmers und auf 
die Erfordernisse des Betriebes für die Dauer von mindestens drei Monaten bis zu 
einem Jahr vereinbart werden. In Betrieben, in denen ein für den Dienstnehmer 
zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den 
Verhandlungen beizuziehen. Eine neuerliche Bildungskarenz kann erst drei Jahre 
nach Rückkehr aus einer Bildungskarenz vereinbart werden. 
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eine Beschäftigung zum selben Dienstgeber im Ausmaß von mindestens einem 
Jahr vorliegt. Zeiten von befristeten Dienstverhältnissen zum selben Dienstgeber, 
die innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren vor Antritt der jeweiligen 
Bildungskarenz und gegebenenfalls nach Rückkehr aus der mit diesem 
Dienstgeber zuletzt vereinbarten Bildungskarenz liegen, sind hinsichtlich  
des Erfordernisses der Mindestbeschäftigungsdauer zusammenzurechnen.  
Abs. 1 vorletzter und letzter Satz sind anzuwenden. 
  (2) bis (4) ... 
 
Art. 1 Z 4, 5 und 6 (hinsichtlich § 39j): 
 
  § 39j.  (1) Der Dienstgeber hat für den Dienstnehmer ab dem Beginn des Dienstver-
hältnisses einen laufenden Beitrag in Höhe von 1,53 vH des monatlichen Entgelts 
sowie allfälliger Sonderzahlungen an den für den Dienstnehmer zuständigen Träger 
der Krankenversicherung nach Maßgabe des § 58 Abs. 1 bis 6 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch  
das Gesetz BGBl. I Nr. 146/2003, zur Weiterleitung an die BV-Kasse zu überweisen, 
sofern das Dienstverhältnis länger als einen Monat dauert. Der erste Monat ist jeden-
falls beitragsfrei. Wird innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Monaten ab dem Ende 
eines Dienstverhältnisses mit dem selben Dienstgeber erneut ein Dienstverhältnis 
geschlossen, setzt die Beitragspflicht mit dem ersten Tag dieses Dienstverhältnisses 
ein. 
  (1a) Der Dienstnehmer hat für die Dauer einer mit einem Rechtsträger nach  
§ 8 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, abgeschlossenen Vereinbarung nach § 7a 
ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, 
gegen diesen als Dienstgeber, allenfalls nach § 39k Abs. 5 gegen den Familien-
lastenausgleichsfonds (FLAF) Anspruch auf eine Beitragsleistung nach diesem 
Gesetz an die vom Rechtsträger ausgewählte BV-Kasse. 
  (1b) Der Dienstgeber hat abweichend von Abs. 1 die Wahlmöglichkeit, die Ab-
fertigungsbeiträge aus geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen gemäß § 5 Abs. 2 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006, entweder monatlich oder jährlich 
(Beitragszeitraum Kalendermonat oder -jahr) zu überweisen. Bei einer jährlichen 
Zahlungsweise sind zusätzlich 2,5 vH vom zu leistenden Beitrag gleichzeitig mit 
diesem Beitrag an den zuständigen Träger der Krankenversicherung zur Weiterleitung 
an die BV-Kasse zu überweisen. Die Fälligkeit der Beiträge ergibt sich aus § 58 
ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006. 
Abweichend davon sind bei einer jährlichen Zahlungsweise die Abfertigungsbeiträge 
bei einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses zwei Wochen nach dem Ende des 

 
 
 
 
 
 
 
  (2) bis (4) ... 
 
 
 
  § 39.  (1) Der Dienstgeber hat für den Dienstnehmer ab dem Beginn des Dienstver-
hältnisses einen laufenden Beitrag in Höhe von 1,53 vH des monatlichen Entgelts 
sowie allfälliger Sonderzahlungen an den für den Dienstnehmer zuständigen Träger 
der Krankenversicherung nach Maßgabe des § 58 Abs. 1 bis 6 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch  
das Gesetz BGBl. I Nr. 146/2003, zur Weiterleitung an die MV-Kasse zu überweisen, 
sofern das Dienstverhältnis länger als einen Monat dauert. Der erste Monat ist jeden-
falls beitragsfrei. Wird innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Monaten ab dem Ende 
eines Dienstverhältnisses mit dem selben Dienstgeber erneut ein Dienstverhältnis 
geschlossen, setzt die Beitragspflicht mit dem ersten Tag dieses Dienstverhältnisses 
ein. 
 
 
 
 
 
 
 
  (1a) Der Dienstgeber hat abweichend von Abs. 1 die Wahlmöglichkeit, die Ab-
fertigungsbeiträge aus geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen gemäß § 5 Abs. 2 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006, entweder monatlich oder jährlich 
(Beitragszeitraum Kalendermonat oder -jahr) zu überweisen. Bei einer jährlichen 
Zahlungsweise sind zusätzlich 2,5 vH vom zu leistenden Beitrag gleichzeitig mit 
diesem Beitrag an den zuständigen Träger der Krankenversicherung zur Weiterleitung 
an die MV-Kasse zu überweisen. Die Fälligkeit der Beiträge ergibt sich aus § 58 
ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006. 
Abweichend davon sind bei einer jährlichen Zahlungsweise die Abfertigungsbeiträge 
bei einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses zwei Wochen nach dem Ende des 
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Arbeitsverhältnisses fällig. Eine Änderung der Zahlungsweise ist nur zum Ende des 
Kalenderjahres zulässig. Der Dienstgeber hat eine Änderung der Zahlungsweise dem 
zuständigen Träger der Krankenversicherung vor dem Beitragszeitraum, für den die 
Änderung der Zahlungsweise vorgenommen wird, zu melden. 
  (2) und (3) ... 
  (4) Anwartschaftsberechtigter ist ein Dienstnehmer, für den Beiträge nach Abs. 1  
bis 3 oder nach § 39k an die BV-Kasse zu leisten sind oder waren oder für den 
Übertragungsbeträge gezahlt wurden. 
  (5) Abfertigungsanwartschaft sind die in einer BV-Kasse verwalteten Ansprüche  
eines Anwartschaftsberechtigten; diese setzen sich zusammen aus 
  - den in diese BV-Kasse eingezahlten Abfertigungsbeiträgen abzüglich der   

einbehaltenen Verwaltungskosten und/oder einer allenfalls in diese BV-Kasse 
übertragenen Altabfertigungsanwartschaft abzüglich der jeweils einbehaltenen 
Verwaltungskosten zuzüglich 

  - allfälliger der BV-Kasse zugeflossener Verzugszinsen für Abfertigungsbeiträge 
und/oder für eine Altabfertigungsanwartschaft zuzüglich 

  - der allenfalls aus einer anderen BV-Kasse in diese BV-Kasse übertragenen 
Abfertigungsanwartschaft zuzüglich 

  - der zugewiesenen Veranlagungsergebnisse. 
  (6) ...   
  
Art. I Z 4 (hinsichtlich § 39l) 
 
  § 39l 

Auswahl der BV-Kasse 

  (1) Die Auswahl der BV-Kasse hat durch eine Betriebsvereinbarung nach § 202  
Abs. 1 Z 1 a zu erfolgen. 
  (2) Für Dienstnehmer, die von keinem Betriebsrat vertreten sind, hat die Auswahl 
der BV-Kasse durch den Dienstgeber rechtzeitig zu erfolgen. 
  (3) Über die beabsichtigte Auswahl der BV-Kasse sind im Fall des Abs. 2 alle 
Dienstnehmer binnen einer Woche schriftlich zu informieren. Wenn mindestens ein 
Drittel der Dienstnehmer binnen zwei Wochen gegen die beabsichtigte Auswahl 
schriftlich Einwände erhebt, muss der Dienstgeber eine andere BV-Kasse vor-
schlagen. Auf Verlangen dieser Dienstnehmer ist eine kollektivvertragsfähige frei-
willige Interessenvertretung der Dienstnehmer zu den weiteren Beratungen über 
diesen Vorschlag beizuziehen. Wird trotz Einbeziehung einer kollektivvertrags-
fähigen freiwilligen Interessenvertretung der Dienstnehmer binnen zwei Wochen  
kein Einvernehmen über die Auswahl der BV-Kasse erzielt, hat über Antrag eines  
der beiden Streitteile die Schlichtungsstelle gemäß § 232 über die Auswahl der  
BV-Kasse zu entscheiden. Streitteile im Sinne des § 232 in einem solchen Ver- 

Arbeitsverhältnisses fällig. Eine Änderung der Zahlungsweise ist nur zum Ende des 
Kalenderjahres zulässig. Der Dienstgeber hat eine Änderung der Zahlungsweise dem 
zuständigen Träger der Krankenversicherung vor dem Beitragszeitraum, für den die 
Änderung der Zahlungsweise vorgenommen wird, zu melden. 
  (2) und (3) ... 
  (4) Anwartschaftsberechtigter ist ein Dienstnehmer, für den Beiträge nach Abs. 1  
bis 3 oder nach § 39k an die MV-Kasse zu leisten sind oder waren oder für den 
Übertragungsbeträge gezahlt wurden. 
  (5) Abfertigungsanwartschaft sind die in einer MV-Kasse verwalteten Ansprüche  
eines Anwartschaftsberechtigten; diese setzen sich zusammen aus 
  - den in diese MV-Kasse eingezahlten Abfertigungsbeiträgen abzüglich der 

einbehaltenen Verwaltungskosten und/oder einer allenfalls in diese MV-Kasse 
übertragenen Altabfertigungsanwartschaft abzüglich der jeweils einbehaltenen 
Verwaltungskosten zuzüglich 

  - allfälliger der MV-Kasse zugeflossener Verzugszinsen für Abfertigungsbeiträge 
und/oder für eine Altabfertigungsanwartschaft zuzüglich 

  - der allenfalls aus einer anderen MV-Kasse in diese MV-Kasse übertragenen 
Abfertigungsanwartschaft zuzüglich 

  - der zugewiesenen Veranlagungsergebnisse. 
  (6) ... 
 
 
 
§ 39l 

Auswahl der MV-Kasse 

  (1) Die Auswahl der MV-Kasse hat durch eine Betriebsvereinbarung nach § 202 
Abs. 1 Z 1 a zu erfolgen. 
  (2) Für Dienstnehmer, die von keinem Betriebsrat vertreten sind, hat die Auswahl 
der MV-Kasse durch den Dienstgeber rechtzeitig zu erfolgen. 
  (3) Über die beabsichtigte Auswahl der MV-Kasse sind im Fall des Abs. 2 alle 
Dienstnehmer binnen einer Woche schriftlich zu informieren. Wenn mindestens ein 
Drittel der Dienstnehmer binnen zwei Wochen gegen die beabsichtigte Auswahl 
schriftlich Einwände erhebt, muss der Dienstgeber eine andere MV-Kasse 
vorschlagen. Auf Verlangen dieser Dienstnehmer ist eine kollektivvertragsfähige 
freiwillige Interessenvertretung der Dienstnehmer zu den weiteren Beratungen über 
diesen Vorschlag beizuziehen. Wird trotz Einbeziehung einer kollektivvertragsfähigen 
freiwilligen Interessenvertretung der Dienstnehmer binnen zwei Wochen kein 
Einvernehmen über die Auswahl der MV-Kasse erzielt, hat über Antrag eines der 
beiden Streitteile die Schlichtungsstelle gemäß § 232 über die Auswahl der MV-
Kasse zu entscheiden. Streitteile im Sinne des § 232 in einem solchen Verfahren sind 
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fahren sind der Dienstgeber einerseits und die kollektivvertragsfähige freiwillige 
Interessenvertretung der Dienstnehmer andererseits. 
  (3a) ... 
  (3b) Die Schlichtungsstelle hat die BV-Kasse und den zuständigen Träger der 
Krankenversicherung über die Entscheidung schriftlich zu informieren. 
  (4) Sind bei Beendigung des Dienstverhältnisses noch Beiträge nach den §§ 39j und 
39k samt Verzugszinsen nach einer Sozialversicherungsprüfung gemäß § 41a ASVG, 
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 146/2003, zu 
leisten, sind diese Beiträge samt Verzugszinsen vom jeweiligen Träger der Kranken- 
versicherung an die BV-Kasse des bisherigen Dienstgebers weiterzuleiten. Wurde bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses noch keine BV-Kasse gewählt und  
ist auch kein Dienstgeber mehr vorhanden, der eine BV-Kasse auswählen könnte,  
sind die Beiträge vom jeweils zuständigen Träger der Krankenversicherung an die 
BV-Kasse des neuen Dienstgebers weiterzuleiten, sofern der Dienstnehmer innerhalb 
von zwölf Monaten nach Beendigung des Dienstverhältnisses ein neues Dienst-
verhältnis eingeht. Anderenfalls kann der Dienstnehmer nach zwölf Monaten selbst 
eine BV-Kasse auswählen. 
 
Art. I Z 4 (hinsichtlich § 39o): 
 
  § 39o. Die Dienstgeber sowie die Anwartschaftsberechtigten sind verpflichtet,  
den BV-Kassen über alle für das Vertragsverhältnis und für die Verwaltung der 
Anwartschaft sowie für die Prüfung von Auszahlungsansprüchen maßgebenden 
Umstände unverzüglich wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. 
 
Art. 1 Z 7: 
 

Beitragsleistung in besonderen Fällen 

  § 39k.  (1) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes nach den §§ 19, 37 bis 39 des Wehrgesetzes 2001 - WG 2001, 
BGBl. I Nr. 146, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, bei 
weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch 
den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe 
des Kinderbetreuungsgeldes gemäß § 3 Abs. 1 des Kinderbetreuungsgeldge-
setzes (KBGG), BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 76/2007. Dies gilt nicht für den zwölf Monate übersteigenden Teil eines 
Wehrdienstes als Zeitsoldat gemäß § 19 Abs. 1 Z 5 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, eines Auslandseinsatz-
präsenzdienstes gemäß § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt  
 

der Dienstgeber einerseits und die kollektivvertragsfähige freiwillige 
Interessenvertretung der Dienstnehmer andererseits. 
  (3a) ... 
  (3b) Die Schlichtungsstelle hat die MV-Kasse und den zuständigen Träger der 
Krankenversicherung über die Entscheidung schriftlich zu informieren. 
  (4) Sind bei Beendigung des Dienstverhältnisses noch Beiträge nach den §§ 39j  

und 39k samt Verzugszinsen nach einer Sozialversicherungsprüfung gemäß  
§ 41a ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  
Nr. 146/2003, zu leisten, sind diese Beiträge samt Verzugszinsen vom jeweiligen 
Träger der Krankenversicherung an die MV-Kasse des bisherigen Dienstgebers 
weiterzuleiten. Wurde bei Beendigung des Dienstverhältnisses noch keine MV-
Kasse gewählt und ist auch kein Dienstgeber mehr vorhanden, der eine MV-Kasse 
auswählen könnte, sind die Beiträge vom jeweils zuständigen Träger der 
Krankenversicherung an die MV-Kasse des neuen Dienstgebers weiterzuleiten, 
sofern der Dienstnehmer innerhalb von zwölf Monaten nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses ein neues Dienstverhältnis eingeht. Anderenfalls kann der 
Dienstnehmer nach zwölf Monaten selbst eine MV-Kasse auswählen. 

 
 
 
  § 39o. Die Dienstgeber sowie die Anwartschaftsberechtigten sind verpflichtet,  
den MV-Kassen über alle für das Vertragsverhältnis und für die Verwaltung der 
Anwartschaft sowie für die Prüfung von Auszahlungsansprüchen maßgebenden 
Umstände unverzüglich wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. 
 
 
 

Beitragsleistung für entgeltfreie Zeiträume 

  § 39k.  (1) Der Dienstnehmer hat jeweils für die Dauer des Präsenz- oder Aus-
bildungsdienstes nach den §§ 19, 37, 38 und 65 des Wehrgesetzes 2001 - WG 2001, 
BGBl. I Nr. 146, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 103/2002, bei weiterhin 
aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienst-
geber in Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe des Kinder-
betreuungsgeldes gemäß § 3 Abs. 1 des Kinderbetreuungsgeldgesetzes (KBGG), 
BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 20/2002. Dies gilt 
nicht für einen Wehrdienst als Zeitsoldat gemäß § 19 Abs. 1 Z 5 WG 2001, BGBl. I 
Nr. 146, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 103/2002, oder in den Fällen des  
§ 19 Abs. 1 Z 6 und 8 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, in der Fassung des Gesetzes  
BGBl. I Nr. 103/2002, für den zwölf Monate übersteigenden Teil. 
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geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, oder eines Ausbildungsdienstes. 
In den Fällen des § 19 Abs. 1 Z 6, 8 und 9 WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008, hat der Dienstnehmer für einen 
zwölf Monate übersteigenden Teil Anspruch auf eine Beitragsleistung durch  
den Bund in derselben Höhe; die Beiträge sind vom Bund im Wege der Ver-
sicherungsanstalt öffentlicher Bediensteter in die BV-Kasse seines bisherigen 
Dienstgebers zu leisten. 
  (2) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Zivildienstes nach § 6a 
sowie für die Dauer des Auslandsdienstes nach § 12b ZDG, BGBl. Nr. 679, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, bei weiterhin aufrechtem 
Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienstgeber in 
Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 erster Satz. 
 
 
  (3) Für die Dauer eines Anspruchs auf Krankengeld nach dem ASVG, BGBl. 
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, hat der 
Dienstnehmer bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine 
Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH einer fiktiven 
Bemessungsgrundlage. Diese richtet sich nach der Hälfte des für den Kalender-
monat vor Eintritt des Versicherungsfalles gebührenden Entgelts. Sonder-
zahlungen sind bei der Festlegung der fiktiven Bemessungsgrundlage außer  
Acht zu lassen. 
  (4) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld nach dem ASVG, BGBl.  
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, hat die 
Dienstnehmerin bei weiterhin aufrechtem Dienstsverhältnis Anspruch auf eine 
Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH einer fiktiven 
Bemessungsgrundlage in Höhe eines Monatsentgeltes, berechnet nach dem in  
den letzten drei Kalendermonaten vor dem Versicherungsfall der Mutterschaft 
(§ 120 Abs. 1 Z 3 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 120/2008) gebührenden Entgelt, einschließlich anteiliger Sonder-
zahlungen, es sei denn, diese sind für die Dauer des Wochengeldbezuges fortzu-
zahlen. Bei einem neuerlichen Eintritt eines Beschäftigungsverbotes nach § 95 
 1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz nach diesem Gesetz im 

selben Dienstverhältnis oder 
 2. nach einer Beschäftigung im selben Dienstverhältnis zwischen einer Karenz 

und dem neuerlichen Beschäftigungsverbot nach § 95, die kürzer als drei 
Kalendermonate dauert, oder 

 3. nach einer Beschäftigung in einem Dienstverhältnis, das nach der Beendi-
gung des karenzierten Dienstverhältnisses und vor dem neuerlichen  
 

 
 
 
 
 
 
 
  (2) Der Dienstnehmer hat jeweils für die Dauer des Zivildienstes nach § 6a sowie für 
die Dauer des Auslandsdienstes nach § 12b des Zivildienstgesetzes 1986 - ZDG, 
BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 114/2002, bei weiterhin 
aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienst-
geber in Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe des Kinder-
betreuungsgeldes gemäß § 3 Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 20/2002. 
  (3) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochen- oder Krankengeld nach dem ASVG, 
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 169/2006, hat der 
Dienstnehmer bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine 
Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH einer fiktiven 
Bemessungsgrundlage. Diese richtet sich im Fall des Wochengeldes nach dem für den 
Kalendermonat vor dem Eintritt des Versicherungsfalles gebührenden Entgelt, im Fall 
des Krankengeldes nach der Hälfte dieses Entgelts. 
 
  (4) Hinsichtlich der Fälligkeit der Beitragsleistungen nach den Abs. 1 bis 3 ist § 39j 
Abs. 1 anzuwenden. 
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Beschäftigungsverbot begründet worden ist, die kürzer als drei Kalender-
monate dauert, 

ist als Bemessungsgrundlage das für den Kalendermonat vor dem Beschäfti-
gungsverbot, das dieser Karenz unmittelbar vorangegangen ist, gebührende 
Monatsentgelt (berechnet nach dem ersten Satz), im Fall der Z 3 das für den 
letzten Kalendermonat vor dem Eintritt des neuerlichen Beschäftigungsverbotes 
gebührende volle Monatsentgelt heranzuziehen. 
  (5) Für Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges hat der Dienstnehmer oder 
der ehemalige Dienstnehmer, wenn der Zeitraum zwischen dem Beginn des 
Kinderbetreuungsgeldbezuges und dem Ende des letzten diesem Gesetz oder 
gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften unterliegenden Dienstverhält-
nis nicht mehr als drei Jahre beträgt, Anspruch auf eine Beitragsleistung zu 
Lasten des FLAF in Höhe von 1,53 vH des jeweils nach § 3 Abs. 1 KBGG, BGBl. 
I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007, nach § 5a 
Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 76/2007, oder nach § 5b Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2007, bezogenen Kinderbetreuungsgeldes. 
  (6) Für die Einhebung der Beiträge nach Abs. 1 bis 5 ist § 39j Abs. 1 bis 1b 
anzuwenden. 
 
Art. 1 Z 8 (§ 39 m): 
 
  § 39m.  (1) Der Beitrittsvertrag ist zwischen der BV-Kasse und dem beitretenden 
Dienstgeber abzuschließen. 
  (2) Der Beitrittsvertrag hat insbesondere zu enthalten: 

1. die ausgewählte BV-Kasse; 
Z 2 und 3 .... 

 4. die Höhe der Verwaltungskosten gemäß § 29 Abs. 2 Z 5 des Betrieblichen  
Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes – BMSVG, BGBl. I  
Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007; 

 5. die Meldepflichten des Dienstgebers gegenüber der BV-Kasse; 
 6. eine allfällige Zinsgarantie gemäß § 24 Abs. 2 BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007; 
 7.  ... 

 8.  Art und Berechnungsweise der Barauslagen, die die BV-Kasse gemäß § 26  
Abs. 3 Z 1 BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 102/2007, verrechnen darf. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  § 39m.  (1) Der Beitrittsvertrag ist zwischen der MV-Kasse und dem beitretenden 
Dienstgeber abzuschließen. 
  (2) Der Beitrittsvertrag hat insbesondere zu enthalten: 

1. die ausgewählte MV-Kasse; 
Z 2 und 3 .... 

 4. die Höhe der Verwaltungskosten gemäß § 29 Abs. 2 Z 5 des Betrieblichen 
Mitarbeitervorsorgegesetzes - BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002, in der Fassung  
des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002; 

5. die Meldepflichten des Dienstgebers gegenüber der MV-Kasse; 
 6. eine allfällige Zinsgarantie gemäß § 24 Abs. 2 BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002,  

in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002; 
7.  ... 
8. Art und Berechnungsweise der Barauslagen, die die MV-Kasse gemäß § 26  

Abs. 3 Z 1 BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I 
Nr. 158/2002, verrechnen darf. 
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Art. 1 Z 9 (§ 39n): 
 

Beendigung des Beitrittsvertrages und Wechsel der BV-Kasse 

  § 39n.  (1) Eine Kündigung des Beitrittsvertrages durch den Dienstgeber oder  
durch die BV-Kasse oder einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages ist nur 
rechtswirksam, wenn eine Übertragung der Abfertigungsanwartschaften auf eine 
andere BV-Kasse sichergestellt ist. Die Kündigung oder einvernehmliche Beendigung 
des Beitrittsvertrages kann rechtswirksam nur für alle von diesem Beitrittsvertrag 
erfassten Anwartschaftsberechtigten gemeinsam erfolgen. 
(2) Die Kündigung oder einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages darf  
nur mit Wirksamkeit zu dem Bilanzstichtag der BV-Kasse ausgesprochen werden. 
Die Frist für die Kündigung des Beitrittsvertrages beträgt sechs Monate. Die ein-
vernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages wird frühestens zum Bilanzstichtag 
der BV-Kasse wirksam, der zumindest drei Monate nach der Vereinbarung der 
einvernehmlichen Beendigung des Beitrittsvertrages liegt. 
  (3) Die Übertragung der Abfertigungsanwartschaften auf die neue BV-Kasse hat 
binnen fünf Werktagen nach Ende des zweiten Monats nach dem Bilanzstichtag der 
BV-Kasse zu erfolgen, wobei zu diesem Monatsende eine Ergebniszuweisung unter 
Berücksichtigung einer allfälligen Garantieleistung gemäß § 24 BMSVG, BGBl. I 
Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, vorzu-
nehmen ist. Nach Übertragung hervorkommende, noch zu diesen Abfertigungs-
anwartschaften gehörige Beträge sind als Nachtragsüberweisung unverzüglich auf die 
neue BV-Kasse zu übertragen. Ab dem Bilanzstichtag sind die Abfertigungsbeiträge 
unabhängig davon, ob sie noch vor dem Bilanzstichtag gelegene Monate betreffen,  
an die neue BV-Kasse zu überweisen. 
  (4) § 39l Abs. 1 bis 3 ist auf einen Wechsel der BV-Kasse (Abs. 1), der auf 
Verlangen des Dienstgebers, des Betriebsrates oder in Betrieben ohne Betriebsrat 
eines Drittels der Dienstnehmer erfolgt, anzuwenden 
 
Art. 1 Z 10: 
 
  § 39p.  (1) Der Anwartschaftsberechtigte hat bei Beendigung des Dienstver-
hältnisses gegen die BV-Kasse Anspruch auf eine Abfertigung. 
  (2) Der Anspruch auf eine Verfügung nach § 39r Abs. 1 über die Abfertigung 
besteht nicht bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
 1. durch Kündigung durch den Anwartschaftsberechtigten, ausgenommen bei 

Kündigung während einer Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 26j, 26k, 26q sowie 
104, 104a oder 104g, 

 2. durch verschuldete Entlassung, 
 3. durch unberechtigten vorzeitigen Austritt oder 

 
 

Beendigung des Beitrittsvertrages und Wechsel der MV-Kasse 

  § 39n.  (1) Eine Kündigung des Beitrittsvertrages durch den Dienstgeber oder durch 
die MV-Kasse oder einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages ist nur 
rechtswirksam, wenn eine Übertragung der Abfertigungsanwartschaften auf eine 
andere MV-Kasse sichergestellt ist. Die Kündigung oder einvernehmliche 
Beendigung des Beitrittsvertrages kann rechtswirksam nur für alle von diesem 
Beitrittsvertrag erfassten Anwartschaftsberechtigten gemeinsam erfolgen. 
  (2) Die Kündigung oder einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages darf  
nur mit Wirksamkeit zu dem Bilanzstichtag der MV-Kasse ausgesprochen werden. 
Die Frist für die Kündigung des Beitrittsvertrages beträgt sechs Monate. Die 
einvernehmliche Beendigung des Beitrittsvertrages wird frühestens zum 
Bilanzstichtag der MV-Kasse wirksam, der zumindest drei Monate nach der 
Vereinbarung der einvernehmlichen Beendigung des Beitrittsvertrages liegt. 
  (3) Die Übertragung der Abfertigungsanwartschaften auf die neue MV-Kasse hat 
binnen fünf Werktagen nach Ende des zweiten Monats nach dem Bilanzstichtag der 
MV-Kasse zu erfolgen, wobei zu diesem Monatsende eine Ergebniszuweisung unter 
Berücksichtigung einer allfälligen Garantieleistung gemäß § 24 BMVG, BGBl. I  
Nr. 100/2002, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002, vorzunehmen ist. 
Nach Übertragung hervorkommende, noch zu diesen Abfertigungsanwartschaften 
gehörige Beträge sind als Nachtragsüberweisung unverzüglich auf die neue  
MV-Kasse zu übertragen. Ab dem Bilanzstichtag sind die Abfertigungsbeiträge 
unabhängig davon, ob sie noch vor dem Bilanzstichtag gelegene Monate betreffen,  
an die neue MV-Kasse zu überweisen. 
  (4) § 39l Abs. 1 bis 3 ist auf einen Wechsel der MV-Kasse (Abs. 1), der auf 
Verlangen des Dienstgebers, des Betriebsrates oder in Betrieben ohne Betriebsrat 
eines Drittels der Dienstnehmer erfolgt, anzuwenden. 
 
 
  § 39p.  (1) Der Anwartschaftsberechtigte hat bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
gegen die MV-Kasse Anspruch auf eine Abfertigung. 
  (2) Der Anspruch auf Auszahlung der Abfertigung besteht nicht bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses infolge 
 1. Kündigung durch den Anwartschaftsberechtigten, ausgenommen bei Kündigung 

während einer Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 26j, 26k, 26q, 104, 104a oder 
104g, 

 2. verschuldeter Entlassung, 
 3. unberechtigten vorzeitigen Austritts, oder 
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 4. sofern noch keine drei Einzahlungsjahre (36 Beitragsmonate) seit der ersten 
Beitragszahlung gemäß § 39j oder § 39k nach der erstmaligen Aufnahme der 
Erwerbstätigkeit im Rahmen eines Dienstverhältnisses oder der letztmaligen 
Verfügung (ausgenommen Verfügungen nach § 39r Abs. 1 Z 2 oder Z 3 oder 
Abs. 3) einer Abfertigung vergangen sind. Beitragszeiten nach § 39j oder  
§ 39k sind zusammenzurechnen, unabhängig davon, ob sie bei einem oder 
mehreren Dienstgebern zurückgelegt worden sind. Beitragszeiten nach § 39j oder 
§ 39k aus zum Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs weiterhin 
aufrechten Dienstverhältnissen sind nicht einzurechnen. Für Abfertigungs-
beiträge auf Grund einer Kündigungsentschädigung, einer Ersatzleistung 
gemäß § 72 oder auf Grund eines gemäß § 21 fortgezahlten Entgelts sind als 
Beitragszeiten auch Zeiten nach der Beendigung des Dienstverhältnisses in 
dem sich aus § 11 Abs. 2 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, ergebenden Ausmaß anzurechnen. 

  (3) Die Verfügung über diese Abfertigung (Abs. 2) kann vom Anwartschafts-
berechtigten erst bei Anspruch auf Verfügung über eine Abfertigung bei  
Beendigung eines oder mehrerer darauf folgender Dienstverhältnisse verlangt werden. 
  (4) Die Verfügung über die Abfertigung kann, sofern der Dienstnehmer in 
keinem Dienstverhältnis steht, jedenfalls verlangt werden 
 1. nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzeitige Alterspension aus der 

gesetzlichen Pensionsversicherung oder nach Vollendung des 62. Lebens-
jahres (Korridorpension nach § 4 Abs. 2 des Allgemeinen Pensionsgesetzes 
(APG), BGBl. I Nr. 142/2004, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  
Nr. 31/2007), wenn dieses Anfallsalter zum Zeitpunkt der Beendigung  
des Dienstverhältnisses niedriger ist als das Anfallsalter für die vorzeitige 
Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes 
oder 

 
 
 2. ab der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus der gesetzlichen Pensions-

versicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes (Zeitpunkt der Zustellung des rechts-
kräftigen Bescheides), oder 

 3. wenn für den Dienstnehmer seit mindestens fünf Jahren keine Beiträge nach 
diesem Gesetz oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften zu 
leisten sind. 

  (5) Besteht bei Beendigung eines Dienstverhältnisses, das nach Inanspruch-
nahme einer Eigenpension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung oder 
gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen 

 4. sofern noch keine drei Einzahlungsjahre seit der ersten Beitragszahlung gemäß  
§ 39j oder § 39k nach der erstmaligen Aufnahme der Erwerbstätigkeit im 
Rahmen eines Dienstverhältnisses oder der letztmaligen Auszahlung einer 
Abfertigung vergangen sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k sind zu-
sammenzurechnen, unabhängig davon, ob sie bei einem oder mehreren Dienst-
gebern zurückgelegt worden sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k aus zum 
Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs weiterhin aufrechten Dienst-
verhältnissen sind nicht einzurechnen. 

 
 
 
 
 
 
  (3) Die Auszahlung dieser Abfertigung (Abs. 2) kann vom Anwartschaftsbe-
rechtigten erst bei Anspruch auf Auszahlung einer Abfertigung bei Beendigung  
eines oder mehrerer darauf folgender Dienstverhältnisse verlangt werden. 
  (4) Die Auszahlung der Abfertigung kann jedenfalls verlangt werden 
 
 1. bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Vollendung des Anfallsalters  

für die vorzeitige Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung  
oder nach Vollendung des 62. Lebensjahres (Korridorpension nach § 4 Abs. 2 
des Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG), BGBl. I Nr. 142/2004), wenn dieses 
Anfallsalter zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses niedriger  
ist als das Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung oder 1a. bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses  
und Inanspruchnahme einer Alterspension nach § 4 Abs. 3 APG, BGBl. I  
Nr. 142/2004, oder 

  1a. bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses und Inanspruchnahme einer 
Alterspension nach § 4 Abs. 3 APG, BGBl. I Nr. 142/2004, oder 

 2. wenn der Dienstnehmer seit mindestens fünf Jahren in keinem Dienstverhältnis 
mehr steht, auf Grund dessen Beiträge nach Abschnitt 2a zu leisten sind. 

 
 
 
 
 
  (5) Bei Tod des Anwartschaftsberechtigten gebührt die Abfertigung den gesetzlichen 
Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich verpflichtet war. 
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Wirtschaftsraumes begründet wurde, Anspruch auf eine Abfertigung, kann nur 
noch eine Verfügung nach § 39r Abs. 1 Z 1 oder 4 über die Abfertigung verlangt 
werden, ohne dass die in Abs. 2 festgelegten Voraussetzungen für die Verfügung 
über die Abfertigung vorliegen müssen. Gleiches gilt bei Beendigung eines 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 5 Abs. 2 ASVG, BGBl.  
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, nach  
der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus einer gesetzlichen Pensionsver-
sicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, das vor diesem Zeitpunkt begründet wurde. 
  (6) Der Anwartschaftsberechtigte hat die von ihm beabsichtigte Verfügung  
über die Abfertigung der BV-Kasse schriftlich bekannt zu geben. Darin kann  
der Anwartschaftsberechtigte die BV-Kasse weiters beauftragen, auch die  
Verfügungen im Sinne des § 39r Abs. 1 über Abfertigungen aus anderen  
BV-Kassen zu veranlassen. 
 
Art. I Z 11: 
 
  § 39q.  (1) Die Höhe der Abfertigung ergibt sich aus der Abfertigungsanwartschaft 
zum Ende jenes Monats, zu dem ein Anspruch gemäß Abs. 2 fällig geworden ist, 
einschließlich einer allfälligen Garantieleistung gemäß § 24 BMSVG, BGBl. I  
Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, bei 
Verfügung gemäß § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 oder Abs. 3. 
  (2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgenden Kalendermonates nach  
der Geltendmachung des Anspruchs gemäß § 39p Abs. 6 fällig und binnen fünf 
Werktagen entsprechend der Verfügung des Dienstnehmers nach § 39r Abs. 1  
Z 1, 3 oder 4 zu leisten, wobei die Frist für die Fälligkeit frühestens mit dem 
Ende des Tages der Beendigung des Dienstverhältnisses oder der sich aus § 39p 
Abs. 4 oder § 39r Abs. 3 erster Satz ergebenden Zeitpunkte zu laufen beginnt. 
Nach Verfügungen gemäß § 39r Abs. 1 Z 1, 3 und 4 oder Auszahlungen nach  
§ 39s Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes 1984 – LAG, BGBl. Nr. 287, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2008, hervorkommende, noch zu dieser 
Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge sind als Nachtragszahlung unver-
züglich fällig. 
  (3) Der Anwartschaftsberechtigte kann die BV-Kasse einmalig anweisen, die 
Durchführung von Verfügungen nach § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 oder Abs. 3 ein bis 
sechs ganze Monate nach Fälligkeit vorzunehmen. An eine solche Anweisung ist die 
BV-Kasse nur dann gebunden, wenn sie spätestens 14 Tage vor Fälligkeit gemäß  
Abs. 1 bei ihr einlangt. Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im Rahmen der 
Veranlagungsgemeinschaft weiter zu veranlagen. Mit dem Ende  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
  (6) Der Anwartschaftsberechtigte hat die von ihm beabsichtigte Verfügung über  
die Abfertigung der MV-Kasse schriftlich bekannt zu geben. Darin kann der An-
wartschaftsberechtigte die MV-Kasse weiters beauftragen, auch die Auszahlung von  
Abfertigungen oder Verfügungen im Sinne des § 39r Abs. 1 über Abfertigungen aus 
anderen MV-Kassen zu veranlassen. 
 
 
 
 
  § 39q.  (1) Die Höhe der Abfertigung ergibt sich aus der Abfertigungsanwartschaft 
zum Ende jenes Monats, zu dem ein Anspruch gemäß Abs. 2 fällig geworden ist, 
einschließlich einer allfälligen Garantieleistung gemäß § 24 BMVG, BGBl. I  
Nr. 100/2002, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002, bei Verfügung 
gemäß § 39r Abs. 1 Z 1, 3 und 4 oder Abs. 3. 
  (2) Die Abfertigung ist binnen fünf Werktagen nach Ende des zweiten Monats  
nach Geltendmachung des Anspruchs gemäß § 39p Abs. 6 zur Zahlung fällig, wobei 
die Zweimonatsfrist frühestens mit Beendigung des Dienstverhältnisses zu laufen 
beginnt. Nach Zahlung hervorkommende, noch zu dieser Abfertigungsanwartschaft 
gehörige Beträge sind als Nachtragszahlung unverzüglich zur Zahlung fällig. 
 
 
 
 
 
 
  (3) Der Anwartschaftsberechtigte kann die MV-Kasse einmalig anweisen, die 
Durchführung von Verfügungen nach § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 um ein bis sechs 
ganze Monate nach Fälligkeit vorzunehmen. An eine solche Anweisung ist die  
MV-Kasse nur dann gebunden, wenn sie spätestens 14 Tage vor Fälligkeit gemäß 
Abs. 2 bei ihr einlangt. Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im Rahmen der 
Veranlagungsgemeinschaft weiter zu veranlagen. Mit dem Ende des letzten vollen  
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des letzten vollen Monats des Aufschubzeitraumes ist eine ergänzende Ergebnis-
zuweisung vorzunehmen. 
 
Art. I Z 12: 
 
  § 39r.  (1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Anwartschafts-
berechtigte, ausgenommen in den in § 39p Abs. 2 genannten Fällen, 
 1. die Auszahlung der gesamten Abfertigung als Kapitalbetrag verlangen; 
 2. die gesamte Abfertigung bis zum Vorliegen der Voraussetzungen des § 39s 

Abs. 3 LAG, BGBl. Nr. 287, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  
Nr. 82/2008, weiterhin in der BV-Kasse veranlagen; 

 3. die Übertragung der gesamten Abfertigung in die BV-Kasse des neuen 
Dienstgebers verlangen; 

 
 4. die Überweisung der gesamten Abfertigung 
 a) an ein Versicherungsunternehmen, bei dem der Dienstnehmer bereits 

Versicherter im Rahmen einer betrieblichen Kollektivversicherung  
(§ 18f des Versicherungsaufsichtgesetzes – VAG, BGBl. Nr. 569/1978, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 70/2008) ist oder an ein 
Versicherungsunternehmen seiner Wahl als Einmalprämie für eine  
vom Anwartschaftsberechtigten nachweislich abgeschlossene Pensions-
zusatzversicherung (§ 108b des Einkommensteuergesetzes 1988 -  
EStG 1988, BGBl. Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  
Nr. 85/2008) oder 

 b) an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 des 
Pensionskassengesetzes - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2007, bei der der Anwartschaftsbe-
rechtigte bereits Berechtigter im Sinne des § 5 PKG, BGBl. Nr. 281/1990, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2007, ist, als Beitrag 
gemäß § 15 Abs. 3 Z 10 PKG, BGBl. Nr. 281/1990, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2007, verlangen. 

 
 
 
  (2) Gibt der Anwartschaftsberechtigte die Erklärung über die Verwendung  
des Abfertigungsbetrages nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses oder nach den sich aus § 39p Abs. 4 Z 1 oder 3 ergebenden 
Zeitpunkten ab, ist der Abfertigungsbetrag weiter zu veranlagen. Im Fall eines 
innerhalb der Verfügungsfrist eingeleiteten arbeitsgerichtlichen Verfahrens  
über abfertigungsrelevante Umstände (etwa Entgeltansprüche oder die Art der 

Monats des Aufschubzeitraumes ist eine ergänzende Ergebniszuweisung 
vorzunehmen. 
 
 
 
  § 39r.  (1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses kann der 
Anwartschaftsberechtigte, ausgenommen in den in § 39p Abs. 2 genannten Fällen, 
 1. die Auszahlung der Abfertigung als Kapitalbetrag verlangen; 
 2. den gesamten Abfertigungsbetrag bis zum Vorliegen der Voraussetzungen des 

Abs. 3 weiterhin in der MV-Kasse veranlagen; 
 
 3. die Übertragung des gesamten Abfertigungsbetrages in die MV-Kasse des neuen 

Dienstgebers verlangen; 
 
 4. die Überweisung der Abfertigung 
 a) an ein Versicherungsunternehmen seiner Wahl als Einmalprämie für eine vom 

Anwartschaftsberechtigten nachweislich abgeschlossene Pensionszusatz-
versicherung (§ 108b des Einkommensteuergesetzes 1988 - EStG 1988, 
BGBl. Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 22/2003), 
wobei abweichend von § 108b Abs. 1 Z 2 EStG 1988, BGBl. Nr. 400, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 22/2003, vorgesehen werden kann, 
dass die Zusatzpension frühestens mit Vollendung des 40. Lebensjahres 
auszuzahlen ist, oder 

 
 b) an ein Kreditinstitut seiner Wahl zum ausschließlichen Zweck des Erwerbs 

von Anteilen an einem Pensionsinvestmentfonds durch Abschluss eines 
unwiderruflichen Auszahlungsplans gemäß § 23g Abs. 2 Z 2 des Invest-
mentfondsgesetzes - InvFG 1993, BGBl. Nr. 532, zuletzt geändert durch  
das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2002, oder 

 c) an eine Pensionskasse, bei der der Anwartschaftsberechtigte bereits 
Berechtigter im Sinne des § 5 des Pensionskassengesetzes - PKG, BGBl.  
Nr. 281/1990, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/2002, ist,  
als Beitrag gemäß § 15 Abs. 3 Z 10 PKG, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 14/2002, verlangen. 

  (2) Gibt der Anwartschaftsberechtigte die Erklärung über die Verwendung des 
Abfertigungsbetrages nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung des Dienst-
verhältnisses ab, ist der Abfertigungsbetrag weiter zu veranlagen. 
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Beendigung des Dienstverhältnisses) kann der Dienstnehmer entweder innerhalb 
der Frist nach dem ersten Satz oder innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Eintritt der Rechtskraft des Gerichtsurteils verfügen. 
  (3) Der Anwartschaftsberechtigte kann, auch wenn die Voraussetzungen  
für eine Verfügung über die Abfertigung nicht vorliegen (§ 39p Abs. 29), sowie 
nach einer Verfügung nach Abs. 1 Z 2 (abweichend von Abs. 2) eine Verfügung 
über die gesamte Abfertigung in der jeweiligen BV-Kasse im Sinne des Abs. 1  
Z 3 verlangen, wenn die Abfertigungsanwartschaft seit der Beendigung des 
Dienstverhältnisses mindestens drei Jahre beitragsfrei gestellt ist. Die Verfügung 
kann nach dem Ablauf der Dreijahresfrist vorgenommen werden. 
 
Art. I Z 13:  
 

Freie Dienstverhältnisse 

  § 39v. Die §§ 39j bis 39r gelten auch für freie Dienstverhältnisse im Sinn des  
§ 4 Abs. 4 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 120/2008, für freie Dienstverhältnisse von geringfügig beschäftigten Personen 
gemäß § 5 Abs. 2 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 120/2008, sowie für freie Dienstverhältnisse von Vorstandsmit-
gliedern im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 6 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2008, die auf einem privatrechtlichen Vertrag 
beruhen mit der Maßgabe, dass 
 1. an die Stelle der Begriffe „Dienstnehmer“, „Dienstverhältnis“ die Begriffe 

„freier Dienstnehmer“, „freies Dienstverhältnis“ treten, 
 2. die §§ 39j Abs. 2, 39l Abs. 3 vierter und fünfter Satz, Abs. 3a und 3b, 39p 

Abs. 2 Z 4 letzter Satz nicht anzuwenden sind, 
 3. für freie Dienstnehmer, welchen das Entgelt für längere Zeiträume als einen 

Monat gebührt, das monatliche Entgelt im Hinblick auf die Berechnung der 
fiktiven Bemessungsgrundlage nach § 39k Abs. 3 oder 4 nach § 44 Abs. 8 
ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  
Nr. 120/2008, zu berechnen ist. 

 
Art. I Z 14: 
 
  § 112. (1) und (2) ... 
  (3) Wenn nach Ansicht der Land- und Forstwirtschaftsinspektion die Verwendung 
eines Arbeits(Hilfs)stoffes oder Arbeitsmittels die Dienstnehmer gefährdet, so ist sie 
berechtigt, eine Probe im unbedingt erforderlichen Ausmaß zu entnehmen und deren 
fachliche Untersuchung durch eine hiezu befugte Anstalt zu veranlassen. Der Dienst-
geber ist von der Entnahme der Probe zu verständigen. Ferner hat die Land- und 

 
 
 
  (3) Gibt der Anwartschaftsberechtigte binnen zwei Monaten nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses infolge Inanspruchnahme einer Pension aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung keine Erklärung über die Verwendung des Abfertigungs-
betrages ab, so ist die Abfertigung als Kapitalbetrag auszuzahlen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  § 112. (1) und (2) ... 
  (3) Wenn nach Ansicht der Land- und Forstwirtschaftsinspektion die Verwendung 
eines Arbeits(Hilfs)stoffes oder Arbeitsmittels die Dienstnehmer gefährdet, so ist sie 
berechtigt, eine Probe in dem unbedingt erforderlichen Ausmaß zu entnehmen und 
deren fachliche Untersuchung durch eine hiezu befugte Anstalt zu veranlassen.  
Ferner hat die Land- und Forstwirtschaftsinspektion, wenn nach ihrer Ansicht für  
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Forstwirtschaftsinspektion, wenn nach ihrer Ansicht für die Dienstnehmer 
bereitgestelltes Trinkwasser oder im Betrieb an die Dienstnehmer verabreichte 
Lebensmittel die Gesundheit gefährden, dem Magistrat Anzeige zu erstatten. 
  (4) ... 
 
Art. I Z 15: 
 
  § 202.  (1) Z 1 ...  
  1a. Auswahl der BV-Klasse nach § 39l oder nach dem Betrieblichen Mitarbeiter- 

und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007; 

 Z 2 bis 25 ...  
 26. Festlegung von Rahmenbedingungen für die Übertrittsmöglichkeit in das 

Abfertigungsrecht nach den §§ 39j bis 39r oder nach dem Betrieblichen 
Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I  
Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007. 

  (2) und (3) ... 
 
Art. I Z 16: 
 
  § 272. Unbeschadet des § 279 haben die Mitglieder des SCE-Betriebsrates die 
Dienstnehmervertreter der Europäischen Genossenschaft, ihrer Tochtergesell- 
schaften und Betriebe über Inhalt und Ergebnisse der gemäß den §§ 269 bis 271 
durchgeführten Unterrichtung und Anhörung zu informieren. 
 
Art. II Z 1: 
 
  (1) bis (6) .. 
  (7) Z 1 und 2 ... 
   3.  die Überweisung des vereinbarten Übertragungsbetrages hat jährlich   

 mindestens mit je einem Fünftel zuzüglich der Rechnungszinsen von  
 6 vH per anno des noch aushaftenden Übertragungsbetrages zu erfolgen,   
 vorzeitige Überweisungen sind zulässig; 

  4.  ... 
  (8) bis (10) ... 
 
 

die Dienstnehmer bereitgestelltes Trinkwasser oder im Betrieb an die Dienstnehmer 
verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefährden, dem Magistrat Anzeige zu 
erstatten. 
  (4) ... 
 
 
 
  § 202.  (1) Z 1 ...  
  1a. Auswahl der MV-Klasse nach § 39l oder nach dem Betrieblichen 

Mitarbeitervorsorgegesetz - BMVS, BGBl. I Nr. 100/2002, in der Fassung  
des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002; 

 Z 2 bis 25 ...  
 26. Festlegung von Rahmenbedingungen für die Übertrittsmöglichkeit in das 

Abfertigungsrecht nach den §§ 39j bis 39r oder nach dem Betrieblichen 
Mitarbeitervorsorgegesetz - BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002, in der Fassung  
des Gesetzes BGBl. I Nr. 158/2002. 

  (2) und (3) ... 
 
 
 
  § 272. Unbeschadet des § 279 haben die Mitglieder des SCE-Betriebsrates die 
Dienstnehmervertreter der Europäischen Genossenschaft, ihrer Tochtergesellschaften 
und Betriebe über Inhalt und Ergebnisse der gemäß den Bestimmungen dieses 
Abschnittes durchgeführten Unterrichtung und Anhörung zu informieren. 
 
 
 
  (1) bis (6) .. 
  (7) Z 1 und 2 ... 
  3. die Überweisung des vereinbarten Übertragungsbetrages hat jährlich mindestens 

mit je einem Fünftel zuzüglich der Rechnungszinsen von 6 vH des jährlichen 
Übertragungsbetrages zu erfolgen, vorzeitige Überweisungen sind zulässig; 

 
  4.  ... 
  (8) bis (10) ... 
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